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K U N D M A C H U N G 

betreffend Handbücher Checkliste TGD und GGD Tierärzte und Tierhalter 
gemäß der TGD-Kontrollstudie zur Durchführung der externen Kontrollen 
der Tierärzte und Tierhalter der Tiergesundheitsdienste in den Ländern 

einschließlich des Geflügelgesundheitsdienstes 
 

Gemäß der Tiergesundheitsdienst-Verordnung 2005, BGBl. II Nr. 443/2005, 

werden nach Anhörung des Beirates „Tiergesundheitsdienst Österreich“  das 

 

Handbuch Checkliste Tierhalter, Version 1.3, Stand 20. Juni 2006  

und das 

Handbuch Checkliste Tierarzt, Version 1.3, Stand 20. Juni 2006 

 

kundgemacht.  

 

Diese Kundmachung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in den 

„Amtlichen Veterinärnachrichten“ in Kraft. 
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1. Teilnahmevertrag und Betreuungsvertrag 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

1.01 Liegen Teilnahmeverträ-
ge für alle in TGD-Betrieben 
tätigen Tierärzte in der Praxis 
auf? 

§ 4 (1) TGDVO Jedem nach Tierärztegesetz zur freien Berufsausübung berechtigten Tierarzt und 
jedem Tierhalter ist freie Zugänglichkeit zum Tiergesundheitsdienst zu gewähren. 
(2) Der Beitritt zum Tiergesundheitsdienst erfolgt durch schriftlichen Teilnahmevertrag. Die 
teilnehmenden Tierärzte und Tierhalter sind mit diesem Vertrag weiters zur Einhaltung der §§ 6 
oder 7 zu verpflichten. 
 

Teilnahmeverträge müssen in Original, 
Kopie oder Durchschrift aufliegen.  

A vorhanden 
Teilnahmeverträge aller am TGD 
teilnehmenden Tierärzte liegen vor.  
 
2 nicht vorhanden 
Nicht alle Teilnahmeverträge der am 
TGD teilnehmenden Tierärzte liegen 
vor.  
 

Wenn Verträge nicht 
vorliegen, ist zu doku-
mentieren welche.  

1.02 Liegen alle Betreuungs-
verträge übersichtlich und 
vollständig in der Praxis auf? 
 

§ 4 (3) TGDVO Die teilnehmenden Tierärzte können mit den teilnehmenden Tierhal-
tern einen Betreuungsvertrag abschließen, wodurch sie zum Betreuungstierarzt im 
Sinne dieser Verordnung werden.  
Der Geschäftsstelle des Tiergesundheitsdienstes ist eine Kopie des Vertrages zu 
übermitteln. 

 

Betreuungsverträge müssen in Original, 
Kopie oder Durchschrift aufliegen.  
 
Abgleich an Hand der von der Geschäftstel-
le übermittelten Liste.  

A vorhanden 
Alle Betreuungsverträge sind voll-
ständig vorhanden. 
1 keine Übersichtlichkeit 
Keine übersichtliche und nachvoll-
ziehbare Dokumentation der Betreu-
ungsverträge. 
2 nicht vollständig 
Betreuungsverträge sind unvollstän-
dig vorhanden. 
3 nicht vorhanden 
Betreuungsverträge sind nicht vor-
handen  

Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  

1.03 Sind die Verträge gemäß 
den Vorgaben der TGD VO 
richtig und vollständig ausge-
füllt? 

§ 4 (2) TGDVO Der Teilnahmevertrag hat mindestens folgende Punkte zu enthalten: 
1. Name des Tiergesundheitsdienstes, 
2. Name und Adresse des Teilnehmers/Mitglieds, 
3. bei Tierhaltern die LFBIS-Nummer, 
4. datenschutzrechtliche Zustimmungserklärung, 
5. Zahlungsmodalitäten für Beiträge. 
(3) Der Betreuungsvertrag hat mindestens folgende Punkte zu enthalten: 
1. Name des Tiergesundheitsdienstes, 
2. Name, Adresse und LFBIS-Nummer des Tierhalters, 
3. Name und Adresse des Betreuungstierarztes, 
4. Art der zu betreuenden Tiere, 
5. Modalitäten der Abrechnung, 
6. Verpflichtung der Vertragspartner die Bestimmungen der TGDVO einzuhalten.     

Vertragsformulare bis 2.3.2006 entspre-
chen den Inhalten der gem. AVN Nr. 
1/2003 vom 20. Feb. 2003 veröffentlichten 
Mustern (GZ 39.000/3-VII/B/11 vom 
13.2.2003).  
 
Vertragsformulare ab 3.3.2006 entspre-
chen den Inhalten der gem. AVN Nr. 
1a/2006 vom 2. März 2006 veröffentlich-
ten Mustern (GZ 74.200/4-IV/B/8/06 vom 
1. März 2006). 
 
Es sind 5% (mindestens 10) der Verträge zu 
kontrollieren.  

A vollständig 
Die Verträge entsprechen den Inhal-
ten der veröffentlichten Muster und 
sind vollständig ausgefüllt.  
 
 
2 unvollständig 
Die Verträge sind unvollständig 
ausgefüllt. 
 
Geschäftsstelle 
Inhaltliche Mängel betreffen die 
Geschäftsstelle. 

Anzahl der kontrollier-
ten Verträge ist zu 
dokumentieren. 
 
Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  

1.04 Werden im Bedarfsfalle 
dem Tierhalter und der Ge-
schäftsstelle Vertreter schrift-
lich bekannt gegeben? 

Kapitel 1 Art. 2 Z 1.lit. a TGDVO: Die Vertretung eines Betreuungstierarztes im TGD darf nur 
durch andere TGD-Tierärzte erfolgen. Die Vertreter müssen vom Betreuungstierarzt sowohl dem 
Tierhalter als auch der Geschäftsstelle genannt werden. Im Hinblick auf die in der TGD-
Verordnung enthaltenen umfangreichen Dokumentationsvorschriften hat diese Nennung dem 
Tierhalter und der Geschäftsstelle gegenüber schriftlich zu erfolgen. Die Geschäftsstelle hat 
sicherzustellen, dass dokumentiert und nachvollziehbar ist, wer, zu welcher Zeit, an welchem 
Betrieb die Vertretung des Betreuungstierarztes wahrgenommen hat, wobei die Einrichtung von 
Wochenend- und Feiertagsdiensten möglich ist. 

Kontrolle ab 1.1.2006 über das Betriebser-
hebungsdeckblatt.  

A ja 
wird durchgeführt bzw. trifft nicht 
zu. 
 
2 nein 
wird nicht durchgeführt 
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2. Betriebserhebungen 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

2.01 Werden die Betriebser-
hebungen fristgerecht durch-
geführt? 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 5 in Verbindung mit Artikel 3, Z 11 TGDVO 
Artikel 2 Z 5. Der Tierarzt ist verpflichtet, zur Dokumentation des Betriebsstatus den 
Tierbestand in Betrieben, die erstmals einen Betreuungsvertrag abschließen, innerhalb 
von vier Wochen ab Übernahme der Betreuung, bei Wechsel des Betreuungstierarztes 
zum nächstfolgenden festgelegten Betriebserhebungstermin gemäß den Vorgaben für 
die jeweiligen Produktionssparten und gemäß den Vorgaben für Betriebserhebungen 
zu untersuchen. Diese Betriebserhebung ist Teil der Jahresbetriebserhebungen. 
Artikel 3 Z 11. Fristgerechte Kontaktaufnahme mit seinem TGD-Betreuungstierarzt 
für die Durchführung der Betriebserhebungen. 

Bis 31.12.2005 
Nichteinhaltung der Fristen führt zu keiner 
negativen Beurteilung.  

Ab 1.1.2006 
Zeitraum zwischen Datum des Neubeitrittes 
und Datum der ersten Betriebserhebung.  

Bei Tierarztwechsel kann dies nur kontrol-
liert werden, wenn dem Tierarzt die Infor-
mationen der letzten BE (Datum, Kopie 
BED) über die Geschäftsstelle zur Verfü-
gung steht.  

Vom Erhebungszeitpunkt sind mindestens 
12 Monate oder maximal bis Neubeitritt 
rückwirkend die in diesem Zeitraum abge-
schlossenen Betreuungsverträge zu kontrol-
lieren. Information wird von der Geschäfts-
stelle zur Verfügung gestellt.  

A erfüllt 
Fristen wurde eingehalten. 
 
2 teilweise erfüllt 
Fristen bei Neubeitritt oder Tierarzt-
wechsel wurde nicht bei allen ein-
gehalten.  
 
K keine BE durchgeführt

Ist- und Soll Datum der 
kontrollierten BED. 

2.02 Wurde im definierten 
Kontrollbereich die Betriebs-
erhebungsfrequenz eingehal-
ten? 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 15 in Verbindung mit Artikel 3, Z 11 TGDVO 
Artikel 2 Z 15. Dokumentierende Betriebserhebungen sind gemäß der Tabelle (siehe 
Anhang) pro Jahr durchzuführen: 
Artikel 3 Z 11. Fristgerechte Kontaktaufnahme mit seinem TGD-Betreuungstierarzt 
für die Durchführung der Betriebserhebungen. 

Die Einhaltung der Betriebserhebungsfre-
quenz ist bei mindestens 5% der betreuten 
Betriebe (mind. 5) zu überprüfen.  
Prüfung über aktuelle Betreuungsverträge 
und der BED möglich.  
 
Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen. 

A erfüllt 
Anzahl der BE wurden durchgeführt. 
3 teilweise erfüllt 
Anzahl der BE wurden nicht voll-
ständig eingehalten.  
K keine BE durchgeführt

Anzahl der kontrollier-
ten Betriebe. 
Kontrollierte BED mit 
Datum.  

2.03 Liegen die Dokumente 
der Betriebserhebungen 
(BED) in der Praxis auf und 
werden diese mind. 5 Jahre 
über das Ende des Betreu-
ungsverhältnisses aufbewahrt? 

§ 6 Z 3 TGDVO: Sie haben die Dokumentation gemäß Z 1 mindestens fünf Jahre lang auch nach 
Ausscheiden aus dem TGD aufzubewahren und den behördlichen Kontrollorganen auf Verlangen 
zur Einsicht vorzulegen. 
Kapitel 1, Artikel 3, Z 7 TGDVO 
Die Dokumentation der TGD- Betriebserhebungen sowie die Aufzeichnungen im Betriebsregister 
sind ordnungsgemäß durchzuführen, und bei jeder Betriebserhebung dem Tierarzt auszuhändigen. 
Kundmachung GZ: 74200/18-IV/B/8/06(AVN Nr. 4/2006), Artikel 3 
„Das Betriebserhebungsdeckblatt gem. Anlage 7 bzw. 8 ist bei jeder zentral zu verrechnenden 
Betriebserhebung gemäß Anlage Kapitel 1 Artikel 2 Z 15 der Tiergesundheitsdienst-Verordnung 
2005 in Verbindung mit dem jeweils erforderlichen Betriebserhebungsprotokoll auszufüllen. Je 
ein von beiden Parteien unterfertigtes Exemplar des Betriebserhebungsdeckblattes verbleibt 
sowohl beim Betreuungstierarzt als auch beim Tierhalter. Die von beiden Parteien unterfertigten 
Betriebserhebungsprotokolle verbleiben beim Tierhalter“. 
Kundmachung GZ: 74200/4-IV/B/8/06(AVN Nr. 1a/2006), Artikel 4, Z 3b 
Bei zentral zu verrechnenden Betriebserhebungen ist ein von den beiden Parteien unterfertigtes 
Exemplar der Anlage 7 bzw. 8 (Betriebserhebungsdeckblatt) auch an die Geschäftsstelle des 
Tiergesundheitsdienstes zu übermitteln.  

Die Einhaltung der Dokumentation ist bei 
mindestens 5% der betreuten Betriebe 
(mind. 5) zu überprüfen.  
 
Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

A liegen vor 
BED werden vollständig archiviert 
2 liegen teilweise vor 
BED werden unvollständig archiviert 
K liegen nicht vor 
BED werden nicht archiviert  

Anzahl der kontrollier-
ten Betriebe. 
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

2.04 Werden die Dokumente 
der Betriebserhebungen 
gemäß den gesetzlichen 
Vorschriften ausgefüllt?  
- einmal pro Jahr mind. alle 
Evaluierungsbereiche 

- Bereiche Arzneimittel, 
Tierschutz und Tiergesund-
heit bei jeder Betriebserhe-
bung 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 6 bis 10 TGDVO 
Z 6. Durchführung regelmäßiger Betriebserhebungen, die jedenfalls vom jeweiligen Betreuungstierarzt in den 
genannten TGD- Teilnehmerbetrieben zu machen sind, haben gemäß der von der Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen nach Anhörung des Beirates in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” kundgemachten Vorgangsweise 
zu erfolgen. 
Z 7. Der Inhalt einer Betriebserhebung hat entsprechend den von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen 
nach Anhörung des Beirates in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” erlassenen Protokollen zu erfolgen und hat 
mindestens folgende Punkte zu umfassen: 
a) die Durchsicht der Aufzeichnungen des Tierhalters und des Tierarztes seit dem letzten Besuch; 
b) die Einschätzung des Gesundheitszustandes des Bestandes, - sofern dies möglich ist - in Verbindung mit 
Leistungsparametern beziehungsweise den Produktionsergebnissen im vorhergegangen Zeitraum; 
c) die Kontrolle des Bestandes; 
d) die Erstellung eines Betriebserhebungsprotokolls. 
Z 8. Nach der Diagnose von eventuell vorliegenden Bestandsproblemen ist ein Handlungsplan für den kommen-
den Zeitraum festzulegen. Der Tierarzt hat anhand einer Erhebungsliste für Mängel festzuhalten, für welchen 
Beratungsbedarf (Tierhaltung/Tierschutz, Fütterung, Lüftung, Produktions-Fachberater und dergleichen) bis zum 
nächsten Besuch eine dokumentierte Spezialberatung durchgeführt werden soll.  
Z 9. Sicherstellung erforderlicher Behandlungen unter Bedachtnahme auf die Wirtschaftlichkeit und Nachhaltig-
keit der Maßnahmen. 
Z 10. Der Tierarzt ist verpflichtet bei der nächsten Visite, spätestens im Rahmen der nächsten Betriebserhebung, 
eine Evaluierung der gesetzten Maßnahmen durchzuführen und zu dokumentieren. 
AVN Nr. 1a/2006 vom 2. März 2006 (GZ 74.200/4-IV/B/8/06 vom 1. März 2006), Artikel 4 Z 3 
lit. c: Bei jeder zentral zu verrechnenden Betriebserhebung sind jedenfalls die Punkte „Arzneimitteldokumentation 
und –Anwendung“, „Tiergesundheitsstatus“ sowie „Tierschutz“ nachweislich zu kontrollieren. Abweichend davon 
ist bei Anlage 9 (Betriebserhebungsprotokoll-Brüterei) anstelle des Punktes „Tiergesundheitsstatus“ der Punkt 
„Hygiene“ jedenfalls nachweislich zu kontrollieren.  
lit. d: Nach Möglichkeit sind alle Punkte des entsprechenden Betriebserhebungsprotokolls zumindest einmal 
jährlich nachweislich zu kontrollieren. Konnten einzelne Punkte nicht kontrolliert werden, so ist dies unter Angabe 
der Begründung unten den Punkt „Anmerkungen“ am Betriebserhebungsdeckblatt des letzten im jeweiligen 
Kalenderjahr zu dokumentierenden Betriebsbesuches zu vermerken.  
  

Die Einhaltung der Dokumentation ist bei 
mindestens 5% der betreuten Betriebe 
(mind. 5) zu überprüfen. 
 
Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen. 

A Ja zu 100% der Stichprobe 
 
2  mehr als 4/5 (> 80%) der Stich-
probe 
 
3  mehr als die Hälfte (> 50%) der 
Stichprobe 
 
K gleich oder weniger als die Hälfte 
(=< 50%) der Stichprobe; 
oder nicht beurteilbar (z.B. keine 
BED vorhanden) 

Anzahl der kontrollier-
ten Betriebe. 

2.05 Werden dokumentierte 
Verstöße gegen die gem. § 7 
Abs. 2 TAKG erlassenen 
Vorschriften, welche eine 
Gefährdung der Gesundheit 
des Verbrauchers darstellen 
können oder Tatbestände, die 
den Verdacht auf Tierquälerei 
gemäß § 222 des Strafgesetz-
buches begründen, unverzüg-
lich der Geschäftsstelle mitge-
teilt? 

§ 7 Abs. 2 TAKG: Im Rahmen dieser Tiergesundheitsdienste darf der Tierarzt den Tierhalter in Hilfeleistungen, 
welche über die für die übliche Tierhaltung und Tierpflege notwendigen Tätigkeiten 
hinausgehen, sowie in die Anwendung von Arzneimitteln bei landwirtschaftlichen Nutztieren einbinden, wenn 
dies unter genauer Anleitung, Aufsicht und schriftlicher Dokumentation von Art, Menge 
und Anwendungsweise erfolgt. Im Rahmen eines solchen Tiergesundheitsdienstes können nach Maßgabe der 
Verordnung gemäß Abs. 1 Tierhalter auch in Impfungen eingebunden werden. Die Bestimmungen des § 12 Abs. 1 
Z 4 Tierärztegesetz und des § 12 Abs. 1 des Tierseuchengesetzes stehen daher einer solchen Einbindung auch bei 
Impfungen nach Maßgabe der Verordnung gemäß Abs. 1 nicht entgegen. Die Dokumentation ist vom Tierarzt 
mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
Kapitel 4 Art. 11 TGDVO Z 2: TGD-Betreuungstierärzte oder Kontrollorgane im Sinne des § 9 Abs. 1 haben 
Verstöße gegen die gemäß § 7 Abs. 2 TAKG erlassenen Vorschriften, welche eine Gefährdung der Gesundheit des 
Verbrauchers darstellen können, oder Tatbestände, die den Verdacht auf Tierquälerei gemäß § 222 des Strafge-
setzbuches begründen unverzüglich der Geschäftstelle des TGD mitzuteilen. Diese hat unverzüglich die zuständige 
Behörde zu benachrichtigen. 

Nur ein konkreter Anlassfall (dokumentier-
ter Verstoß) kann überprüft werden.  

A ja/trifft nicht zu 
 
K nein 
nicht erfüllt 

 

2.06 Wird eine Evaluierung 
gesetzter Maßnahmen bei der 
nächsten Visite/BE durchge-
führt und dokumentiert? 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 10 TGDVO: Der Tierarzt ist verpflichtet bei der nächsten 
Visite, spätestens im Rahmen der nächsten Betriebserhebung, eine Evaluierung der 
gesetzten Maßnahmen durchzuführen und zu dokumentieren. 

Die Einhaltung der Dokumentation ist bei 
mindestens 5% der betreuten Betriebe 
(mind. 5) zu überprüfen. 
 
Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen. 

A ja 
2 teilweise 
3 nein
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3. Anwendung, Dokumentation und Lagerung von Tierarzneimitteln 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

3.01 Sind die Abgabescheine 
gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben vom Tierarzt 
vollständig ausgefüllt? 

TAKG § 4a. (1) Der Tierarzt hat über  
• das Datum der Untersuchung der Tiere,  
• Name und Anschrift der Tierhalter,  
• die Angaben zur Identität und Anzahl der behandelten Tiere,  
• die Diagnose,  
• die verschriebenen Tierarzneimittel,  
• Anwendungsart,  
• die verabreichte Dosis,  
• die Behandlungsdauer und  
• die einzuhaltenden Wartezeiten in geeigneter Weise Buch zu führen.  
Die betreffenden Unterlagen sind mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen 
der Behörde oder des Aufsichtsorgans (§ 9 Abs. 2) zur Kontrolle vorzulegen. 
(2) Außerdem hat der Tierarzt für alle an den Tierhalter abgegebenen Tierarzneimittel einen 
Abgabeschein auszustellen, auf dem Art und Menge des Tierarzneimittels, Name und Anschrift 
des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt sind. Ist für solche Arzneimittel eine von der 
Fach- bzw. Gebrauchsinformation abweichende Anwendung erforderlich (§  4 Abs.  2 Z 1 und 2), 
so ist der Tierhalter schriftlich darauf hinzuweisen. Bei Tierarzneimitteln im Sinne des § 4 Abs. 2 
Z 3 ist dem Tierhalter eine entsprechende Gebrauchsinformation zu geben. 
§ 6 Z 2 TGDVO Pflichten der Tierärzte: 
Für überlassene Arzneimittel ist ein Arzneimittelabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und Anwen-
dungsbeleg (Abgabeschein) auszustellen, der inhaltlich den Vorgaben, welche in den “Amtlichen 
Veterinärnachrichten” kundgemacht wurden, zu entsprechen hat. 
Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. d TGDVO: Außerdem hat der Tierarzt für alle an den Tierhalter abgege-
benen Tierarzneimittel einen Abgabeschein auszustellen, auf dem Art und Menge des Tierarznei-
mittels, Name und Anschrift des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt sind.  
Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. e: Der in lit. d genannte Abgabeschein muss inhaltlich dem in den 
“Amtlichen Veterinärnachrichten” veröffentlichtem Muster entsprechen. 
AVN Nr. 6a/2003 vom Juli 2003 
Artikel 3: Die enthaltenen Formulare (siehe Anhang) sind inhaltlich verbindlich. Der formalen 
Gestaltung muss nicht entsprochen werden.  

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum rückwirkend auf 
deren Inhalte bezüglich Abgabe und 
Anwendung durch den Tierarzt zu prü-
fen.  
Stichprobenumfang von 20 Belegen ist 
anzustreben.  
Laufende Nummerierung und LFBIS ist 
anzuführen.  

A ja 
Entsprechen inhaltlich den Vor-
schriften. 
2 teilweise 
Inhaltliche Mängel ohne Einfluss auf 
Lebensmittelsicherheit.  
K nein 
Mängel mit Gefährdung der Le-
bensmittelsicherheit.  
 
Lebensmittelsicherheit ist gewähr-
leistet, wenn TAM, Wartezeit und 
behandeltes Tier/Tiergruppe identifi-
zierbar sind. 

Kontrollierte Belege 
sind abzuzeichnen.  
Kontrollzeitraum ist 
anzugeben. 
Stichprobengröße 

3.02 Sind die Abgabescheine 
gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben vom Tierarzt 
leserlich ausgefüllt? 

Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. d TGDVO: Diese Angaben müssen im Hinblick auf die 
Dokumentationspflichten, welche sowohl den Tierarzt als auch den Tierhalter treffen, 
leserlich sein.  
Kundmachung GZ: 74000/45-IV/B/8/04 (AVN Nr. 10a/2004), Artikel 1  
Die Angaben gemäß § 4 Abs. 7 TAKG müssen im Hinblick auf die Dokumentations-
pflichten, welche sowohl den Tierarzt als auch den Tierhalter treffen, leserlich sein. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum rückwirkend auf 
deren Inhalte bezüglich Anwendung durch 
den Tierhalter zu prüfen.  
Stichprobenumfang von 20 Belegen ist 
anzustreben. 

A ja 
Anwendung wird leserlich dokumen-
tiert 
2 teilweise 
tlw. leserlich ohne Einfluss auf 
Lebensmittelsicherheit.  
K nein 
nicht lesbar mit Gefährdung der 
Lebensmittelsicherheit.  
 
Lebensmittelsicherheit ist gewähr-
leistet, wenn TAM, Wartezeit und 
behandeltes Tier/Tiergruppe identifi-
zierbar sind. 

Kontrollierte Belege 
sind abzuzeichnen.  
Kontrollzeitraum ist 
anzugeben. 
Stichprobengröße 

3.03 Wird die Aufbewah-
rungsfrist von 5 Jahren bei 
Abgabescheinen (Arzneimit-
telabgabe-, Arzneimittelrück-
gabe- und Anwendungsbeleg) 
eingehalten? 

§ 4a Abs. 1 TAKG: Die Unterlagen betreffend TAM Anwendung durch Tierarzt sind 
mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen der Behörde oder des 
Aufsichtsorgans (§ 9 Abs. 2) zur Kontrolle vorzulegen. 

Die Aufbewahrungsfrist ist vom Erhe-
bungszeitpunkt bis maximal Neubeitritt zu 
kontrollieren.  

A ja 
Aufbewahrungsfrist wird eingehalten 
2 teilweise 
Unvollständige Aufbewahrung 
K nein 
Keine Aufbewahrung 

Anzahl der kontrollier-
ten Abgabescheine  
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

3.04 Sind auf den Abgabe-
scheinen nur in der TAMAVO 
und in Österreich zugelassene 
AM angeführt?  

Tierarzneimittel-AnwendungsVO 2004 
§1 (1). Im Rahmen der Bestimmungen nach §7 Abs.2 TAKG und nach §12 und §24 Abs.3 des Tierärztegesetzes, 
BGBl.Nr.16/1975, in der jeweils geltenden Fassung, dürfen Veterinär-Arzneispezialitäten die 

1. in Österreich zugelassen sind und 
2. im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführt sind und 
3. in der Spalte „Abgabe“ des Anhangs mit „NE“ gekennzeichnet sind, vom Tierarzt im Rahmen einer Behand-

lung dem Tierhalter zur Verabreichung an Tiere oder zur äußerlichen Anwendung an Tieren überlassen wer-
den. 

(2) Ebenso dürfen vom Tierarzt homöopathische Arzneispezialitäten, die zur oralen oder äußerlichen Verabrei-
chung bestimmt sind, dem Tierhalter überlassen werden. 
(3) Der Tierarzt darf den Tierhaltern, die nicht Tiergesundheitsdienst (TGD)-Teilnehmer sind, die in Abs.1 und 2 
genannten Arzneimittel nur in einer für den Therapieerfolg der jeweiligen Behandlung erforderlichen Menge, 
maximal jedoch den Monatsbedarf, abgeben.  
§2. Fütterungsarzneimittel-Vormischungen dürfen nur dann an Tierhalter abgegeben werden, wenn die Bestim-
mungen des § 6 TAKG erfüllt sind.  
§3. (1) Im Rahmen der Bestimmungen nach §7 Abs.2 TAKG dürfen über die Bestimmungen der §§1 und 2 hinaus 
Veterinär-Arzneispezialitäten dem TGD-Tierhalter zur subcutanen, intramuskulären, intranasalen und intramam-
mären Anwendung am Tier unter folgenden Bedingungen überlassen werden: 

1. Die Veterinär-Arzneispezialitäten sind in Österreich zugelassen und 
2. sie sind im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführt und 
3. sind in der Spalte „Abgabe“ des Anhangs mit „TGD“ oder „TGD-AB“ gekennzeichnet. Eine Abgabe von mit 

„TGD-AB“ gekennzeichneten Veterinär-Arzneispezialitäten ist nur auf Basis veterinärmedizinischer Erfor-
dernisse und nach Prüfung der Notwendigkeit mittels Wirksamkeitsprüfung gestattet. 

(2) Darüber hinaus dürfen einem TGD-Tierhalter als Teilnehmer eines genehmigten Tiergesundheitsprogramms, 
welches in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ kundgemacht wurde, auch andere Veterinär-Arzneispezialitäten 
zur Anwendung überlassen werden, wenn diese und die Art ihrer Anwendung im jeweiligen Programm ausdrück-
lich angeführt sind. 
(3) Zusätzlich zu den Erfordernissen nach Abs.1 und 2 dürfen die dort genannten Arzneimittel nur dann dem 
Tierhalter überlassen werden, wenn der Tierhalter die Ausbildungserfordernisse gemäß Tiergesundheitsdienstver-
ordnung erfüllt. 

Vom Erhebungszeitpunkt sind die Abgabe-
scheine mindestens 12 Monate oder maxi-
mal bis Neubeitritt rückwirkend zu prüfen.  
 
Stichprobenumfang von 20 Belegen ist 
anzustreben. 

A ja 
 
K nein 
TAM, die nicht abgegeben werden 
dürfen 

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 
 
 

3.05 Ist der Bezug und die 
Anwendung von TAM über 
Sonderimport gemäß TAKG, 
TAM-AVO und Arzneiwaren-
einfuhrgesetz dokumentiert 
und nachvollziehbar? 

Tierarzneimittelkontrollgesetz – TAKG (BGBl. I Nr. 28/2002 idgF.) 
§ 1 Abs. 3 Im Sinne dieses Bundesgesetzes werden gemäß § 12 Abs. 1 Tierseuchengesetz bewilligte Impfstoffe 
und gemäß dem Arzneiwareneinfuhrgesetz, BGBl. Nr. 179/1970, zur Einfuhr zulässige Arzneimittel den zugelas-
senen Arzneispezialitäten (§ 11 Arzneimittelgesetz, BGBl. Nr. 185/1983) gleichgehalten. 
§ 2 Die Einfuhr von Tierarzneimitteln als Arzneiwaren im Sinne des Arzneiwareneinfuhrgesetzes aus einem Staat 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes nach Österreich und das Verbringen aus einer anderen Vertrags-
partei des Europäischen Wirtschaftsraumes entgegen den Bestimmungen des Arzneiwareneinfuhrgesetzes ist 
verboten, es sei denn, es sind die Voraussetzungen des § 4a des Tierärztegesetzes, BGBl. Nr. 16/1975, oder des § 
12 des Tierseuchengesetzes, RGBl. Nr. 177/1909, erfüllt. 
Arzneiwareneinfuhrgesetz (BGBl. I Nr. 28/2002 idgF.) 
§ 2 Abs. 7 Die Einfuhr von Tierarzneispezialitäten durch hausapothekenführende Tierärzte für den Eigen-
verbrauch (einschließlich der Abgabe im Rahmen eines ständigen Betreuungsverhältnisses im Sinne des § 24 Abs. 
3 des Tierärztegesetzes bzw. des § 7 des Tierarzneimittelkontrollgesetzes, BGBl. I Nr. 28/2002), bedarf 

1. bei Tierarzneispezialitäten im Sinne des Abs. 3 Z 3 lit. b (Therapienotstand) aus einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 

2. bei Tierarzneispezialitäten, die in einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum zugelassen sind und im Bundesgebiet zugelassenen Tierarzneispezialitäten entsprechen (Parallelimport), 
abweichend von den in § 20a Arzneimittelgesetz angeführten Bestimmungen  

lediglich einer Meldung an das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen. 
zugeben. 
3.  Die Wartezeit ist vom abgebenden Tierarzt gemäß § 4 Abs. 3 TAKG festzulegen. 
4.  Das Datum des Bezugs ist aufzuzeichnen und Nachweise des Bezugs (Kopie der Rechnung, Lieferschein etc.) 

sind aufzubewahren. 
5.  Wenn die Gebrauchsinformation nicht in deutscher Sprache vorliegt, so ist dem Tierhalter eine entsprechende 

deutschsprachige Gebrauchsinformation in schriftlicher Form zu geben 

Eine allfällige Dokumentation umfasst 
zumindest die schriftliche Meldung an die 
zuständige Behörde (AGES, BMGF) und 
Datum/Nachweis des Bezugs  
 
Anwendung: stichprobenartige Kontrolle 
der Abgabescheine 

A ja/trifft nicht zu 
 
K nein 
Dokumentation über Bezug und/oder 
Anwendung ist nicht nachvollziehbar 

Rech-
nung/Lieferscheine/Abg
abescheine sind zu 
überprüfen 
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

3.06 Werden an den Tierhalter 
TAM abgegeben, die nur im 
Rahmen von TGD-
Programmen abgegeben 
werden dürfen und ist die 
Teilnahme beim Betreuungs-
tierarzt dokumentiert? 

§ 8 TGDVO (6) Spezielle Tierarzneimittel, welche ausschließlich im Rahmen von Tiergesund-
heitsprogrammen dem Tierhalter überlassen werden dürfen, sind einschließlich der näheren 
Bestimmungen für deren Anwendung nach Anhörung des Beirates von der Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen gemäß § 7 Abs. 1 TAKG in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ 
kundzumachen. 
(7) Tierhalter, welche an Tiergesundheitsprogrammen gemäß Abs. 6 teilnehmen, sind jedenfalls 
vom Tiergesundheitsdienst zu registrieren und von der Geschäftsstelle der zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde bekannt zu geben. Tierhalter und Tierärzte, welche die jeweils festgelegten 
Anwendungsbestimmungen für diese speziellen Tierarzneimittel nicht einhalten oder schwerwie-
gende Verstöße im Hinblick auf den Arzneimitteleinsatz begehen, sind jedenfalls von der Teil-
nahme an allen Tiergesundheitsprogrammen, welche die Abgabe spezieller Tierarzneimittel an 
den Tierhalter ermöglicht, zumindest für die Dauer von neun Monaten auszuschließen. Ein 
entsprechender befristeter Entzug der Teilnahme an Tiergesundheitsprogrammen ist von der 
Geschäftsstelle des Tiergesundheitsdienstes der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde unver-
züglich bekannt zu geben. 

Überprüfen der Abgabescheine auf TAM, 
die nur im Rahmen von TGD-Programmen 
abgegeben werden dürfen 
 
Kontrolle der betreffenden BED auf Doku-
mentation der Teilnahme bzw. der diesbe-
züglichen Meldung an die TGD-
Geschäftsstelle 

A ja/trifft nicht zu 
 
K nein 
 

 

3.07 Werden nur für die im 
Betreuungsvertrag genannten 
Tierarten, sowie Tierarten die 
unter die Kleinerzeugerrege-
lung fallen TAM gemäß der 
TAM-AVO abgegeben? 

§ 8 Abs. 1 TGDVO: Betreuungstierärzte dürfen nur die in einer Verordnung nach § 7 
Abs. 1 TAKG angeführten Tierarzneimittel im Rahmen der Einbindung nach § 6 Z 2  
den Tierhaltern überlassen. 
Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. g TGDVO: Hält ein TGD-Tierhalter mehrere Tierarten und 
besteht für diese mehr als ein Betreuungsvertrag, dürfen vom jeweiligen Betreuungs-
tierarzt sowie den von ihm benannten Vertretern Arzneimittel nur für jene Tierarten 
überlassen werden, für welche der Betreuungsvertrag abgeschlossen wurde. 

Es ist der Zeitraum der letzten 12 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum rückwirkend auf 
deren Inhalte bezüglich Abgabe von TAM 
an den Tierhalter zu prüfen.  
Stichprobenumfang von 20 Belegen ist 
anzustreben. 

A ja 
K nein 
TAM, die auch an andere als gemäß 
Betreuungsvertrag angegebenen 
Tierarten oder Tierarten gemäß 
Kleinerzeugerregelung abgegeben 
werden 

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 

3.08 Wurde vor dem Einsatz 
von TAM die lebensmittel-
rechtlich bedenkliche Rück-
stände verursachen, der Be-
trieb besucht, eine Diagnose 
gestellt und die Therapie 
sowie erforderlichenfalls 
Maßnahmen der Prophylaxe 
oder Metaphylaxe festgelegt? 

Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. c TGDVO: Erscheint der Einsatz von Tierarzneimitteln, 
welche lebensmittelrechtlich bedenkliche Rückstände verursachen können, erforder-
lich, hat der Tierarzt jedenfalls vor dem Einsatz solcher Tierarzneimittel den Betrieb 
zu besuchen, die Diagnose zu stellen und gegebenenfalls entsprechend abzusichern, 
die Therapie sowie erforderlichenfalls Maßnahmen der Prophylaxe oder Metaphylaxe 
festzulegen und den Therapieerfolg zu kontrollieren. 

Prüfung der Dokumentation (Abgabeschei-
ne, BED, etc.), ob vor der Abgabe von 
TAM mit Wartezeit der Betrieb besucht und 
eine Diagnose erstellt wurde sowie entspre-
chende Anweisungen erfolgten.  
 
Plausibilitätsprüfung anhand der Abgabe-
scheine 

A ja 
2 teilweise 
K nein 
 

Abweichungen sind zu 
dokumentieren  
 
 

3.09 Werden TAM nur zur 
weiteren Behandlung von 
Akutfällen sowie Impfstoffe 
höchstens in einer für den 
Therapieerfolg erforderlichen 
Menge und höchstens in jener 
Menge überlassen, die dem 
Monatsbedarf der zu behan-
delnden Tiere entspricht.  
Ausnahme:  
• Managementpräparate 

(Vitamine, Mengen- oder Spu-
renelemente, reine Eiseninjek-
tionspräparate) - hier gelten 2 
Monate 

• pour-on-Präparate für die 
Dauer eines Behandlungszyk-
lus 

§ 8 TGDVO 
Abs. 2. Der Tierarzt darf den Tierhaltern Tierarzneimittel zur weiteren Behandlung 
von Akutfällen sowie Impfstoffe höchstens in einer für den Therapieerfolg erforderli-
chen Menge und höchstens in jener Menge überlassen, die dem Monatsbedarf der zu 
behandelnden Tiere entspricht. 
Abs. 4. Abweichend von Abs. 2 gelten Tierarzneimittel, welche als Wirkstoffe aus-
schließlich Vitamine, Mengen- oder Spurenelemente enthalten sowie reine Eisenin-
jektionspräparate jedenfalls als “Managementpräparate” und dürfen vom Tierarzt den 
Tierhaltern höchstens in jener Menge überlassen werden, die dem Bedarf von zwei 
Monaten der zu behandelnden Tiere entspricht. Zusätzliche derartige Management-
präparate können nach Anhörung des Beirates von der Bundesministerin für Gesund-
heit und Frauen in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” kundgemacht werden. 
Abs. 5. Bei pour-on-Präparaten zur Parasitenbekämpfung kann die Abgabemenge für 
die Dauer eines Behandlungszyklus festgelegt werden, auch wenn dadurch der Mo-
natsbedarf überschritten wird. 

Befragung des Tierarztes 

A ja 
 
3 nein 
 

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

3.10 Werden abgegebene 
TAM mit einer Signatur 
gemäß den gesetzlichen 
Vorschriften (Name und 
Anschrift, Abgabedatum) 
versehen? 
Liegen Signaturpickerl auf? 

§ 4a Abs. 2 TAKG 
Der Tierarzt hat alle an den Tierhalter abgegebenen 
Arzneimittel mit einer Signatur auf dem Behältnis zu versehen, auf 
der Name und Anschrift des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt 
sein müssen.  
Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. d TGDVO: Gemäß § 4a Abs. 2 TAKG hat jeder Tierarzt, der Tierarz-
neimittel an Tierhalter zur Anwendung abgibt, diese mit einer Signatur auf dem Behältnis zu 
versehen, auf der Name und Anschrift des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt sein 
müssen.   

Signaturpickerl vorhanden und deren Inhalt 
(Name und Anschrift des Tierarztes, Abga-
bedatum) entspricht den gesetzlichen 
Bestimmungen.  

A ja  
3 nein 
keine Signaturpickerl vorhanden 

Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  

3.11 Werden vom Tierhalter 
zurückgegebene abgelaufene 
TAM, TAM Reste sowie von 
zur Instillation und Injektion 
best. TAM auch die Leerge-
binde (Ausnahme: Manage-
mentpräparate) übernommen 
und schriftlich bestätigt? 

§ 6 Abs. 4 TGDVO, Pflichten der Tierärzte 
Sie haben die ihnen gemäß § 7 Z 5 zurückgegebenen, abgelaufenen Tierarzneimittel, 
Tierarzneimittelreste sowie von zur Instillation und Injektion bestimmten Tierarznei-
mitteln, mit Ausnahme von Tierarzneimitteln gemäß § 8 Abs. 4 (Managementpräpara-
te), auch die Leergebinde spätestens bei der nächsten Visite zu übernehmen, die 
Übernahme unter Angabe der Bezeichnung und der Menge des Tierarzneimittels dem 
Tierhalter schriftlich zu bestätigen und deren vorschriftsmäßige Entsorgung zu veran-
lassen. 
§ 7 Abs. 5 TGDVO, Pflichten der Tierhalter 
Sie haben allfällige abgelaufene Tierarzneimittel, Tierarzneimittelreste sowie von zur 
Instillation und Injektion bestimmten Tierarzneimitteln, mit Ausnahme von Tierarz-
neimitteln gemäß § 8 Abs. 4, auch die Leergebinde dem behandelnden Tierarzt nach-
weislich spätestens bei der nächsten Visite zurückzugeben. Die Rückgabebestätigung 
gemäß § 6 Z 4 ist vom Tierhalter auch nach dem Ausscheiden aus dem Tiergesund-
heitsdienst mindestens fünf Jahre lang in geordneter Art und Weise und leicht über-
prüfbarer Form aufzubewahren und den behördlichen Kontrollorganen auf Verlangen 
zur Einsicht vorzulegen. 
Interpretation 
Unter „spätestens bei der nächsten Visite“ versteht man jene Visite, die nach Ablauf 
der Fristen (Monatsfrist, Behandlungszyklus) durchgeführt wird.  

Befragung des Tierarztes 

A glaubwürdig 
 
2 unglaubwürdig 
 

Argumente werden 
dokumentiert 

3.12 Wird der Therapieerfolg 
nach Abschluss jeder Behand-
lung bzw. spätestens nach 4 
Wochen (Ausnahme Einzel-
tierbehandlung - im Rahmen 
der nächsten tierärztlichen 
Visite) kontrolliert? 

§ 8 Abs. 3 TGDVO: Bei Ausbleiben des Behandlungserfolges, bei Neuauftreten von 
weiteren Erkrankungen oder bei Verenden eines Tieres - unbeschadet sonstiger 
bestehender Anzeigepflichten nach veterinärrechtlichen Bestimmungen - hat der 
Tierhalter unverzüglich den Betreuungstierarzt zu informieren und mit diesem die 
weitere Vorgangsweise festzulegen. Nach Abschluss jeder Behandlung beziehungs-
weise spätestens nach vier Wochen sind, außer im Fall der Behandlung eines Einzel-
tieres, die Arzneimittelanwendung gemäß § 7 Z 2 sowie der Therapieerfolg vom 
Betreuungstierarzt zu kontrollieren. Wurde nur ein einziges Tier im Bestand behan-
delt, so hat die Kontrolle von Arzneimittelanwendung und Therapieerfolg im Rahmen 
der nächsten tierärztlichen Visite durch den Betreuungstierarzt zu erfolgen. 
Kapitel 1 Art. 2 Z 4 lit. c TGDVO: Erscheint der Einsatz von Tierarzneimitteln, 
welche lebensmittelrechtlich bedenkliche Rückstände verursachen können, erforder-
lich, hat der Tierarzt jedenfalls vor dem Einsatz solcher Tierarzneimittel den Betrieb 
zu besuchen, die Diagnose zu stellen und gegebenenfalls entsprechend abzusichern, 
die Therapie sowie erforderlichenfalls Maßnahmen der Prophylaxe oder Metaphylaxe 
festzulegen und den Therapieerfolg zu kontrollieren. 

Erklärung des Betreuungstierarztes, wie 
Therapieerfolg kontrolliert wird.  

A glaubwürdig 
 
2 unglaubwürdig 
 

Argumente werden 
dokumentiert 
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4. Datenübermittlung an die TGD Geschäftsstelle 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

4.01 Wird die TGD Geschäft-
stelle über Vertragsänderun-
gen (Neuaufnahme, Kündi-
gung etc.) schriftlich infor-
miert? 

Kapitel 1 Art. 2 Z 3 TGDVO: Der Tierarzt ist verpflichtet mit dem Tierhalter einen 
schriftlichen Betreuungsvertrag abzuschließen. Er ist zur Einhaltung des Teilnahme-
vertrages und des Betreuungsvertrages verpflichtet. 

Prüfung der Vertragsdokumente 
Prüfung der BED auf Vertreter und ÖTGD 
Programme 

A ja 
2 teilweise 
Verträge ordnungsgemäß, Meldun-
gen (Vertreter, ÖTGD Programme) 
nicht vollständig 
3 nein 
keine Meldungen 

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 

4.02 Werden Daten über 
durchgeführte Betriebserhe-
bungen (Betriebserhebungs-
deckblätter) fristgerecht 
(innerhalb von 4 Wochen nach 
dem Besuch) an die TGD 
Geschäftsstelle übermittelt? 

Kapitel 1 Art. 2 Z 11 TGDVO: Der Tierarzt hat die Daten gemäß Z 15 an den TGD 
entsprechend den von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen nach Anhö-
rung des Beirates in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” erlassenen Vorgaben im 
Anschluss an die Betriebsbesuche innerhalb von vier Wochen zu übermitteln. 
Kapitel 1 Art. 2 Z 5 TGDVO: Der Tierarzt ist verpflichtet, zur Dokumentation des 
Betriebsstatus den Tierbestand in Betrieben, die erstmals einen Betreuungsvertrag 
abschließen, innerhalb von vier Wochen ab Übernahme der Betreuung, bei Wechsel 
des Betreuungstierarztes zum nächstfolgenden festgelegten Betriebserhebungstermin 
gemäß den Vorgaben für die jeweiligen Produktionssparten und gemäß den Vorgaben 
für Betriebserhebungen zu untersuchen. Diese Betriebserhebung ist Teil der Jahresbe-
triebserhebungen. 

Befragung des Tierarztes 
endgültige Prüfung nur über TGD Ge-
schäftsstelle möglich 

A ja 
2 teilweise 
3 nein 
 

 

 
5. Weiterbildung 
5.01 Wurde die Weiterbildung 
im erforderlichen Ausmaß 
absolviert 
• alle 2 Jahre mind. 16 

Stunden  
• jährlich mind. 2 Stunden 

beim TGD, mit dem ein 
Teilnahmevertrag abge-
schlossen wurde 

Kapitel 1, Art. 2 Z 12 TGDVO: Der Tierarzt hat die vorgeschriebenen Weiterbil-
dungsveranstaltungen gemäß Kapitel 5 dieser Anlage zu absolvieren. 
Z 13: Der Tierarzt verpflichtet sich speziell an Fortbildungsveranstaltungen für jene 
Tierarten teilzunehmen, die er als TGD-Tierarzt betreut. 
Kapitel 5, Art. 13 Z 3 TGDVO: Der Tierarzt hat innerhalb von 2 Jahren an TGD - 
Weiterbildungsveranstaltungen im Ausmaß von insgesamt mindestens 16 Stunden 
(davon sind jährlich zwei Stunden verbindlich bei dem TGD zu absolvieren, mit dem 
ein Teilnahmevertrag abgeschlossen wurde) teilzunehmen. 

Überprüfen der Ausbildungsnachweise.  

A ja  
Weiterbildung absolviert. 
2 teilweise 
Weiterbildung teilweise absolviert 
K nein 
Keine einzige Weiterbildung absol-
viert.  

Dokumentation des 
Datums der Ausbildung 

5.02 Werden am Betriebser-
hebungsdeckblatt die Aus- und 
Weiterbildungserfordernisse 
dokumentiert? 

AVN Nr. 1a/2006 vom 2. März 2006 (GZ 74.200/4-IV/B/8/06 vom 1. März 2006), 
Artikel 4 Z 3 lit. d 
Nach Möglichkeit sind alle Punkte des entsprechenden Betriebserhebungsprotokolls 
zumindest einmal jährlich nachweislich zu kontrollieren. Konnten einzelne Punkte 
nicht kontrolliert werden, so ist dies unter Angabe der Begründung unten den Punkt 
„Anmerkungen“ am Betriebserhebungsdeckblatt des letzten im jeweiligen Kalender-
jahr zu dokumentierenden Betriebsbesuches zu vermerken.  

Die Einhaltung der Dokumentation ist bei 
mindestens 5% der betreuten Betriebe 
(mind. 5) zu überprüfen.  

A ja 
3 nein  
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6. Dokumentation über Durchführung von Gesundheitsprogrammen 

6.01 Wird die Teilnahme an 
ÖTGD Programmen doku-
mentiert und an die TGD 
Geschäftsstelle gemeldet? 

§ 8 Abs. 7 TGDVO: Tierhalter, welche an Tiergesundheitsprogrammen gemäß Abs. 6 
teilnehmen, sind jedenfalls vom Tiergesundheitsdienst zu registrieren und von der 
Geschäftsstelle der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde bekannt zu geben. Tier-
halter und Tierärzte, welche die jeweils festgelegten Anwendungsbestimmungen für 
diese speziellen Tierarzneimittel nicht einhalten oder schwerwiegende Verstöße im 
Hinblick auf den Arzneimitteleinsatz begehen, sind jedenfalls von der Teilnahme an 
allen Tiergesundheitsprogrammen, welche die Abgabe spezieller Tierarzneimittel an 
den Tierhalter ermöglicht, zumindest für die Dauer von neun Monaten auszuschlie-
ßen. Ein entsprechender befristeter Entzug der Teilnahme an Tiergesundheitspro-
grammen ist von der Geschäftsstelle des Tiergesundheitsdienstes der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich bekannt zu geben. 
Praktische Umsetzung: Meldeformulare in den jeweiligen ÖTGD Programmen, ab 
1.1.2006 am Betriebserhebungsdeckblatt 

Die Einhaltung der Dokumentation ist bei 
mindestens 5% der betreuten Betriebe 
(mind. 5) zu überprüfen.  
Überprüfung der BED bzw. Nachfrage in 
der Geschäftsstelle. 

A ja 
3 nein  
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1. Teilnahmevertrag und Betreuungsvertrag 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

1.01 Liegt ein aktueller Teil-
nahmevertrag am Betrieb auf? 

§ 4 Abs. 2 TGDVO 
Der Beitritt zum TGD erfolgt durch schriftlichen Teilnahmevertrag.  

Der Teilnahmevertrag muss im Original, 
Kopie oder Durchschrift am Betrieb auflie-
gen.  

A vorhanden 
Der Teilnahmevertrag liegt auf.   

2 nicht vorhanden 
Der Teilnahmevertrag liegt nicht auf. 

 

1.02 Liegt ein aktueller 
Betreuungsvertrag am Betrieb 
auf? 

§ 4 Abs. 3 TGDVO 
Die teilnehmenden Tierärzte können mit den teilnehmenden Tierhaltern/Mitgliedern 
einen Betreuungsvertrag abschließen, wodurch sie zum Betreuungstierarzt im Sinne 
dieser Verordnung werden. 
Kapitel 1, Artikel 3, Z 5 
Je Tierart ist vom Tierhalter ein TGD-Tierarzt an den TGD zu melden, wobei ein und 
derselbe TGD-Tierarzt für mehrere Tierarten gemeldet werden darf. 

Je betreuter Tierart muss ein Betreuungsvertrag 
im Original, Kopie oder Durchschrift am Betrieb 
aufliegen.  
Gem. TGDVO ist unter bestimmten Vorausset-
zungen ein BV nicht zwingend vorgeschrieben. 
Hier ist mit der Geschäftsstelle Rücksprache zu 
halten. In diesem Fall dürfen keine Rechte in 
Anspruch genommen werden, die einen BV 
voraussetzen (z.B. TAM Anwendung durch den 
Tierhalter gem. TAMAWVO, die für TGD 
Betriebe bestimmt sind). 

A vorhanden 
Ein Betreuungsvertrag für die je zu 
betreuende Tierart liegt auf.  

2 nicht vorhanden 
Ein Betreuungsvertrag für die je zu 
betreuende Tierart liegt nicht auf, 
obwohl Rechte in Anspruch genom-
men werden, die einen BV voraus-
setzen. 

 

1.03 Sind die Verträge gemäß 
den Vorgaben der TGD VO 
richtig und vollständig ausge-
füllt? 

§ 4 (2) TGDVO Der Teilnahmevertrag hat mindestens folgende Punkte zu enthalten: 
1. Name des Tiergesundheitsdienstes, 
2. Name und Adresse des Teilnehmers/Mitglieds, 
3. bei Tierhaltern die LFBIS-Nummer, 
4. datenschutzrechtliche Zustimmungserklärung, 
5. Zahlungsmodalitäten für Beiträge. 
(3) Der Betreuungsvertrag hat mindestens folgende Punkte zu enthalten: 
1. Name des Tiergesundheitsdienstes, 
2. Name, Adresse und LFBIS-Nummer des Tierhalters, 
3. Name und Adresse des Betreuungstierarztes, 
4. Art der zu betreuenden Tiere, 
5. Modalitäten der Abrechnung, 
6. Verpflichtung der Vertragspartner die Bestimmungen der TGDVO einzuhalten.     

Vertragsformulare bis 2.3.2006 entsprechen den 
Inhalten der gem. AVN Nr. 1/2003 vom 20. Feb. 
2003 veröffentlichten Mustern (GZ 39.000/3-
VII/B/11 vom 13.2.2003).  
 
Vertragsformulare ab 3.3.2006 entsprechen den 
Inhalten der gem. AVN Nr. 1a/2006 vom 2. 
März 2006 veröffentlichten Mustern (GZ 
74.200/4-IV/B/8/06 vom 1. März 2006). 

Aktive Nachfrage nach vertragsrelevanten Ände-
rungen (stimmen die Vertragsinhalte mit den 
aktuellen Gegebenheiten überein, z.B. Betriebslei-
ter, mehrere Hofstellen auf einer LFBIS, mehrere 
LFBIS auf einer Hofstelle) 

A vollständig 
Beide Verträge entsprechen den 
Inhalten der veröffentlichten Muster 
und sind vollständig ausgefüllt.  

2 unvollständig 
Verträge sind unvollständig ausge-
füllt.  

Geschäftsstelle 
Inhaltliche Mängel betreffen die 
Geschäftsstelle.  

Datum des Teilnahme-
vertrages und Betreu-
ungsvertrages ist zu 
dokumentieren 
 
Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  

 
2. Bestandsregister und Tierkennzeichnung 

2.01 Liegt ein aktuelles Be-
standsregister vor und beinhal-
tet mindestens folgende Anga-
ben 
- Art der Tiere 
- Anzahl der Tiere 
- ggf. Kennzeichnung der Tiere 
- Datum der Zu- und der Abgänge 
- Herkunfts- und Bestimmungsbe-

triebe der zu- bzw. abgegange-
nen Tiere 

Kapitel 1, Artikel 3, Z 2 TGDVO 
Es ist ein Betriebsregister zu führen. Dieses hat zumindest folgende Angaben zu 
enthalten: Art, Anzahl und gegebenenfalls Kennzeichnung der Tiere, Datum der 
Zugänge und der Abgänge, Herkunfts- und Bestimmungsbetriebe der zu- bezie-
hungsweise abgegangenen Tiere. 

Kundmachung GZ: 74200/12-IV/B/8/06 (AVN Nr. 3/2006) 
Betriebsregister im Sinne der Anlage der TGDVO 2005, Kapitel 1 Artikel 3: Als 
Betriebsregister im Sinne der TGDVO 2005 gilt  
• das Bestandsregister zur Dokumentation der Behandlung von Tieren gemäß § 12 

der Rückstandskontrollverordnung 2006, BGBl. II Nr. 110/2006, sowie  
• das Bestandsregister für Schweine, Schafe und Ziegen gemäß § 19 der Tierkenn-

zeichnungs- und Registrierungsverordnung 2005, BGBl II Nr. 210/2005 und  
• das Bestandsverzeichnis (Register) für Rinder gemäß § 4 der Rinderkennzeich-

nungs-Verordnung 1998, BGBl II Nr. 408/1997 in der jeweils gültigen Fassung.  

Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Fische, 
Gatterwild, Bienen, Sonstige: Bestandsre-
gister muss in schriftlicher (Bestandsregis-
ter) oder elektronischer Form (Rinderdaten-
bank - www.eama.at; VIS (Veterinärinfor-
mationssystem - www.ovis.at) vom Kon-
trollorgan eingesehen werden können, wo 
die zu prüfenden Angaben enthalten sind 
Form ist frei. 
Ist während der Kontrolle eine schlüssige 
Aussage über den derzeitigen Tierbestand 
zu treffen.  
Stichproben- und Plausibilitätskontrolle.  

A vorhanden und vollständig 
Angaben eindeutig nachvoll-
ziehbar 
 
1 vorhanden und unvollständig 
Bestandsregister vorhanden aber 
Angaben sind unvollständig 
 
3 nicht vorhanden 
Bestandsregister fehlt 

Aktueller Tierbestand 
ist zu dokumentieren.  
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

2.02 Entspricht die Kenn-
zeichnung der Tiere den 
gesetzlichen Vorschriften? 

Kapitel 1, Artikel 3, Z 3 TGDVO 
Alle im Betrieb beziehungsweise im Unternehmen gehaltenen Tiere sind entsprechend den gesetzlichen Vorschrif-
ten zu kennzeichnen. 
Tierkennzeichnungs- und Registrierungsverordnung, BGBl. II, 210/2005 i.d.g.F. (Schwein, Schaf, Ziege) 
§ 7. (1) Schweine in Betrieben sind ohne Anspruch auf Kostenersatz so früh wie möglich, jedenfalls aber vor dem 
erstmaligen Verlassen des Geburtsbetriebes oder auf behördliche Anordnung noch vor diesem Zeitpunkt mit einer 
Ohrmarke gemäß § 22 oder - in den Fällen des § 9 Abs. 1 und 2 sowie Abs. 4 bis 6 - einer Tätowierstempelung 
oder einem diesem gemäß § 9 Abs. 7 gleichwertigen System dauerhaft zu kennzeichnen. Die Ohrmarke ist in einer 
Position am Ohr anzubringen, dass sie aus der Entfernung gut sichtbar ist. 
(2) Für die Durchführung der Kennzeichnung ist der jeweilige Tierhalter verantwortlich. 
§ 9. (1) Bei Schweinen, die von Geburt an im selben Betrieb gehalten und auf direktem Weg zur Schlachtung 
gebracht werden, darf die Kennzeichnung gemäß § 7 an Stelle der Ohrmarke mittels Tätowierstempel erfolgen. 
(2) Schweine, die länger als 30 Tage in einem österreichischen Betrieb gehalten werden, sind vor der Verbringung 
zum Schlachtbetrieb mittels Tätowierstempel zu kennzeichnen, auch wenn sie bereits mittels Ohrmarke gekenn-
zeichnet sind. 
(3) Abweichend von Abs. 2 kann bei Verbringungen von Schweinen, die auf Grund ihrer starken Behaarung oder 
ihrer dunklen Pigmentierung nur mit unverhältnismäßigem Aufwand mittels Tätowierstempel gekennzeichnet 
werden können, die Kennzeichnung dieser Schweine ausschließlich mit einer Ohrmarke gemäß § 22 durchgeführt 
werden, sofern 
a) eine bescheidmäßige Ausnahmegenehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde für den betreffenden Betrieb 
vorliegt und 
b) diese Schweine im Schlachtbetrieb zeitlich oder räumlich getrennt von Schweinen anderer Zulieferbetriebe 
geschlachtet werden und 
c) diese Schweine auf Grund der beiderseitigen betrieblichen Aufzeichnungen eindeutig einem Herkunftsbetrieb 
zuzuordnen sind und damit im VIS gleich wie zusätzlich mit Schlagstempel gekennzeichnete Schweine gemeldet 
werden. 
(4) Bei Schweinen, die ihre Ohrmarke verloren haben, darf eine ausschließliche Kennzeichnung mittels Tätowier-
stempel nur dann erfolgen, wenn sie von jenem Betrieb, in welchem sie die Ohrmarke verloren haben und in dem 
sie aufgestallt sind, auf direktem Weg in einen Schlachtbetrieb verbracht werden. 
(7) Die Kennzeichnung mittels Tätowierstempel ist so früh wie möglich unter Bedachtnahme auf den Tierschutz 
und auf die gute Lesbarkeit, spätestens jedoch 30 Tage vor der beabsichtigten Schlachtung vorzunehmen und 
entweder beidseitig im Schulterbereich oder beidseitig außen im Flankenbereich anzubringen. Eine Kennzeich-
nung mittels Tätowierstempel gemäß Abs. 5 binnen einer Frist von kürzer als 30 Tagen vor der beabsichtigten 
Schlachtung ist nicht zulässig. 
§ 12. (1) Schafe und Ziegen, die nach dem 9. Juli 2005 geboren werden, sind ohne Anspruch auf Kostenersatz 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab dem Geburtsdatum, jedenfalls aber vor dem erstmaligen Verlassen des 
Geburtsbetriebes oder auf behördliche Anordnung noch vor diesem Zeitpunkt, mit zwei Ohrmarken oder einer 
Ohrmarke und einem elektronischen Transponder gemäß dieser Verordnung dauerhaft zu kennzeichnen.  
(2) Abweichend von Abs. 1 kann ein Tierhalter, dessen Betrieb vom Österreichischen Bundesverband für Schafe 
und Ziegen als Herdebuchbetrieb genannt wird, für diesen Betrieb entscheiden, mit einer Ohrmarke und einer 
Tätowierung dauerhaft zu kennzeichnen. 
(3) Noch nicht gekennzeichnete, bis zum 9. Juli 2005 geborene Schafe und Ziegen, die ihren Geburtsbetrieb nicht 
verlassen haben, sind innerhalb von sechs Monaten ab In-Kraft-Treten dieser Verordnung zu kennzeichnen. 
(4) Für die Durchführung der Kennzeichnung ist der jeweilige Tierhalter verantwortlich. 
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 1998, BGBl. II, 408/1997 i.d.g.F. (Rinder) 
§ 3 (3) Die Kennzeichnung hat durch den Tierhalter innerhalb von sieben Tagen nach der Geburt des Tieres zu 
erfolgen. Die Kennzeichnung von Tieren, die für längere Zeit in Freilandhaltung gehalten werden, hat durch den 
Tierhalter innerhalb von 30 Tagen nach der Geburt des Tieres zu erfolgen. 

Rinder, Schaf, Ziege: Stallkontrolle 
Schwein: Kontrollorgan lässt sich vom 
Tierhalter die Kennzeichnung erläutern 
(z.B. Vorzeigen der Kennzeichnungs-
materialien wie Ohrmarke, Ohrmar-
kenzange, Tätowierstempel).  
Zugänge müssen gekennzeichnet sein. 

A entspricht 
Gesetzliche Vorschriften erfüllt.  

3 entspricht nicht 
Gesetzliche Vorschriften nicht 
erfüllt. 

 
Anzahl der kontrol-
lierten Tiere. 
 
Anzahl der kontrol-
lierten Zugänge.  

2.03 Besteht die organisatori-
sche Möglichkeit, Tiere im 
Krankheitsfall in Gruppen 
oder einzeln abgesondert zu 
halten? 

Kapitel 1, Artikel 3, Z 3 TGDVO 
Im Krankheitsfall muss die organisatorische Möglichkeit gegeben sein, Tiere in 
Gruppen oder einzeln abgesondert zu halten.  
Tierschutzgesetz, BGBl. I, 118/2004 i.d.g.F. 
§ 15. Im Krankheitsfall muss die organisatorische Möglichkeit gegeben sein, Tiere in 
Gruppen oder einzeln abgesondert zu halten.  

Kontrollorgan überzeugt sich von der 
Möglichkeit der Einrichtung eigener 
Krankenstände bzw. -boxen 

A möglich 
 
2 nicht möglich

Möglichkeit (Stall-
box) angeben.  
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

2.04 Ist eine Identifizie-
rung der behandelten Tiere 
möglich  
- durch Einzeltieridentifizie-
rung oder/und 

- durch Gruppenidentifizierung 
(Gruppenzuordnung der 
Einzeltiere). 

- Aufstallungsplan mit sämtli-
chen Buchten und Boxen 
liegt vor 

Kapitel 1, Artikel 3, Z 3 TGDVO 
Eine Identifizierung der behandelten Einzeltiere muss möglich sein. Diese Identifizie-
rung ist an Hand eines Aufstallungsplanes, in dem sämtliche Buchten beziehungswei-
se Boxen angeführt sind sowie durch eine Gruppenzuordnung der Einzeltiere zu 
ermöglichen. Diese Aufzeichnungen sind dem Betriebsregister beizulegen. 

Jeder Betrieb hat einen Aufstallungs-
plan vorzulegen. Ausgenommen davon 
sind Betriebe, wo keine Buchten und 
Boxen vorhanden sind (z.B. Mutter-
kuhhaltung, Milchviehbereich). 

Kontrollorgan lässt sich vom Tierhal-
ter die Identifizierungspraxis erläutern. 
Evaluierung dieser Praxis auf die 
Erfordernisse dieser Frage (z.B. Vieh-
zeichenstift reicht nicht aus, um das 
Tier während langer Wartezeiten 
ausreichend zu kennzeichnen). 

A erfolgt 
Aufstallungsplan bei Betrieben mit 
Buchten und Boxen vorhanden, 
Identifizierung eindeutig möglich.  
1 Aufstallungsplan fehlt 
Bei Betrieben mit Buchten und 
Boxen, Identifizierung eindeutig 
möglich 
3 mangelhaft 
Identifizierung nicht ausreichend, 
keine unmittelbare Gefahr für Le-
bensmittelsicherheit (z.B. Ferkelauf-
zucht) 
K erfolgt nicht 
Identifizierung nicht ausreichend, 
Gefahr für Lebensmittelsicherheit 
(z.B. Mastbetrieb) 

 

 
3. Betriebserhebungen 

3.01 Werden die Betriebser-
hebungen fristgerecht durch-
geführt. 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 5 in Verbindung mit Artikel 3, Z 11 TGDVO 
Artikel 2 Z 5. Der Tierarzt ist verpflichtet, zur Dokumentation des Betriebsstatus den 
Tierbestand in Betrieben, die erstmals einen Betreuungsvertrag abschließen, innerhalb 
von vier Wochen ab Übernahme der Betreuung, bei Wechsel des Betreuungstierarztes 
zum nächstfolgenden festgelegten Betriebserhebungstermin gemäß den Vorgaben für 
die jeweiligen Produktionssparten und gemäß den Vorgaben für Betriebserhebungen 
zu untersuchen. Diese Betriebserhebung ist Teil der Jahresbetriebserhebungen. 
Artikel 3 Z 11. Fristgerechte Kontaktaufnahme mit seinem TGD-Betreuungstierarzt 
für die Durchführung der Betriebserhebungen. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum  zu prüfen.  

Bis 31.12.2005 Nichteinhaltung der Fristen 
führt zu keiner negativen Beurteilung.  

Ab 1.1.2006 Zeitraum zwischen Datum des 
Neubeitrittes und Datum der ersten Be-
triebserhebung.  
Bei Tierarztwechsel Datum des am BED 
festgelegten Termins und tatsächlich durch-
geführter BE.  
Kontrolle, ob auf den BED der Zeitraum für 
die nächste BE dokumentiert ist.  

A erfüllt 
Fristen wurden eingehalten. 
BT  
Fristen wurden nicht eingehalten.  
 
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 nicht erfüllt  
Fristen wurden vom Tierhalter nicht 
eingehalten.   

Ist- und Soll Datum der 
kontrollierten BED. 

3.02 Wurde im definierten 
Kontrollbereich die Betriebs-
erhebungsfrequenz eingehal-
ten? 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 15 in Verbindung mit Artikel 3, Z 11 TGDVO 
Artikel 2 Z 15. Dokumentierende Betriebserhebungen sind gemäß der Tabelle (siehe 
Anhang) pro Jahr durchzuführen. 

Vom Erhebungszeitpunkt sind mindestens 
24 Monate oder maximal bis Neubeitritt 
rückwirkend zu prüfen.  

Prüfung der BED.  

A ja 
Frequenz wurde eingehalten. 
BT  
Frequenz wurde nicht eingehalten. 
 
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 teilweise erfüllt  
3 keine BE durchgeführt  

Kontrollzeitraum 
Kontrollierte BED mit 
Datum.  
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

3.03 Liegen die Dokumente 
der Betriebserhebungen (BED, 
BE Protokolle) am Betrieb 
auf?  

Kapitel 1, Artikel 3, Z 7 TGDVO 
Die Dokumentation der TGD- Betriebserhebungen sowie die Aufzeichnungen im 
Betriebsregister sind ordnungsgemäß durchzuführen, und bei jeder Betriebserhebung 
dem Tierarzt auszuhändigen. 
Kundmachung GZ: 74200/18-IV/B/8/06(AVN Nr. 4/2006), Artikel 3 
„Das Betriebserhebungsdeckblatt gem. Anlage 7 bzw. 8 ist bei jeder zentral zu verrechnenden 
Betriebserhebung gemäß Anlage Kapitel 1 Artikel 2 Z 15 der Tiergesundheitsdienst-Verordnung 
2005 in Verbindung mit dem jeweils erforderlichen Betriebserhebungsprotokoll auszufüllen. Je 
ein von beiden Parteien unterfertigtes Exemplar des Betriebserhebungsdeckblattes verbleibt 
sowohl beim Betreuungstierarzt als auch beim Tierhalter. Die von beiden Parteien unterfertigten 
Betriebserhebungsprotokolle verbleiben beim Tierhalter“. 
Kundmachung GZ: 74200/4-IV/B/8/06(AVN Nr. 1a/2006), Artikel 4, Z 3b 
Bei zentral zu verrechnenden Betriebserhebungen ist ein von den beiden Parteien unterfertigtes 
Exemplar der Anlage 7 bzw. 8 (Betriebserhebungsdeckblatt) auch an die Geschäftsstelle des 
Tiergesundheitsdienstes zu übermitteln.  

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

A liegt vor 
Dokumente liegen vor. 
BT  
Dokumente liegen nicht vor. 
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 liegt teilweise vor  
3 liegt nicht vor

Kontrollzeitraum 

3.04 Werden die Dokumente 
der Betriebserhebungen (BED, 
Protokoll) gemäß den gesetzli-
chen Vorschriften ausgefüllt? 

Kapitel 1, Artikel 2, Z 6 bis 10 TGDVO 
Z 6. Durchführung regelmäßiger Betriebserhebungen, die jedenfalls vom jeweiligen Betreuungs-
tierarzt in den genannten TGD- Teilnehmerbetrieben zu machen sind, haben gemäß der von der 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen nach Anhörung des Beirates in den “Amtlichen 
Veterinärnachrichten” kundgemachten Vorgangsweise zu erfolgen. 
Z 7. Der Inhalt einer Betriebserhebung hat entsprechend den von der Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen nach Anhörung des Beirates in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” 
erlassenen Protokollen zu erfolgen und hat mindestens folgende Punkte zu umfassen: 
a) die Durchsicht der Aufzeichnungen des Tierhalters und des Tierarztes seit dem letzten Besuch; 
b) die Einschätzung des Gesundheitszustandes des Bestandes, - sofern dies möglich ist - in 
Verbindung mit Leistungsparametern beziehungsweise den Produktionsergebnissen im vorherge-
gangen Zeitraum; 
c) die Kontrolle des Bestandes; 
d) die Erstellung eines Betriebserhebungsprotokolls. 
Z 8. Nach der Diagnose von eventuell vorliegenden Bestandsproblemen ist ein Handlungsplan für 
den kommenden Zeitraum festzulegen. Der Tierarzt hat anhand einer Erhebungsliste für Mängel 
festzuhalten, für welchen Beratungsbedarf (Tierhaltung/Tierschutz, Fütterung, Lüftung, Produkti-
ons-Fachberater und dergleichen) bis zum nächsten Besuch eine dokumentierte Spezialberatung 
durchgeführt werden soll.  
Z 9. Sicherstellung erforderlicher Behandlungen unter Bedachtnahme auf die Wirtschaftlichkeit 
und Nachhaltigkeit der Maßnahmen. 
Z 10. Der Tierarzt ist verpflichtet bei der nächsten Visite, spätestens im Rahmen der nächsten 
Betriebserhebung, eine Evaluierung der gesetzten Maßnahmen durchzuführen und zu dokumentie-
ren. 
Kundmachung GZ: 74200/4-IV/B/8/06 (AVN Nr. 1a/2006) 
c) Bei jeder zentral zu verrechnenden Betriebserhebung sind jedenfalls die Punkte „Arzneimittel-
dokumentation und –Anwendung“, „Tiergesundheitsstatus“ sowie „Tierschutz“ nachweislich zu 
kontrollieren. Abweichend davon ist bei Anlage 9 (Betriebserhebungsprotokoll-Brüterei) anstelle 
des Punktes „Tiergesundheitsstatus“ der Punkt „Hygiene“ jedenfalls nachweislich zu kontrollie-
ren.  
d) Nach Möglichkeit sind alle Punkte des entsprechenden Betriebserhebungsprotokolls zumindest 
einmal jährlich nachweislich zu kontrollieren. Konnten einzelne Punkte nicht kontrolliert werden, 
so ist dies unter Angabe der Begründung unten den Punkt „Anmerkungen“ am Betriebserhe-
bungsdeckblatt des letzten im jeweiligen Kalenderjahr zu dokumentierenden Betriebsbesuches zu 
vermerken.  

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  
 
Prüfung, ob BED und BE Protokolle den 
Bestimmungen der Frage entsprechend 
ausgefüllt sind. 

A Ja 
Werden gemäß den gesetzlichen 
Vorschriften ausgefüllt. 
BT  
Werden nicht gemäß den gesetzli-
chen Vorschriften ausgefüllt. 
 
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 teilweise
K nicht erfüllt

Kontrollzeitraum 
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4. Anwendung, Dokumentation und Lagerung von Tierarzneimitteln 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

4.01 Sind die Abgabescheine 
(Arzneimittelanwendungs-, 
Arzneimittelabgabe- und 
Rückgabebelege) gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben vom 
Tierarzt vollständig ausge-
füllt? 

§ 6 Z 2 TGDVO Pflichten der Tierärzte: 
Für überlassene Arzneimittel ist ein Arzneimittelabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und 
Anwendungsbeleg (Abgabeschein) auszustellen, der inhaltlich den Vorgaben, welche 
in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” kundgemacht wurden, zu entsprechen hat. 
Kapitel 1, Artikel 3, Z 19 TGDVO 
Der Tierhalter hat bei Übernahme des Arzneimittels zu prüfen, ob der Arzneimit-
telabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und Anwendungsbeleg richtig, vollständig und 
leserlich ausgefüllt ist. 
Kundmachung GZ: 74200/12-IV/B/8/06 (AVN Nr. 3/2006), Artikel 4  
Das in der Anlage 1 enthaltene Formular muss in der inhaltlichen, nicht aber in der 
formalen Gestaltung entsprechen und ist bei Teilnahme am Projekt „Etablierung eines 
Gesundheitsmonitorings für eine auf Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit ausgerich-
tete Rinderzucht und Lebensmittelproduktion“ vollständig auszufüllen.  
Bei Nichtteilnahme am Projekt sind die Felder „Diagnoseschlüssel“ (zweistelliger 
Code), „Veterinärnummer“ und „Nachbehandlung“ optional, alle übrigen Felder 
vollständig und leserlich auszufüllen. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  
 
Die Belege sind einer stichprobenartigen 
Überprüfung zu unterziehen.  
 
Laufende Nummerierung und LFBIS ist 
anzuführen.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
Mängel vorhanden 
 
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 teilweise 
K nein

Kontrollierte Belege 
sind abzuzeichnen.  
Kontrollzeitraum ist 
anzugeben. 
Stichprobengröße 

4.02 Sind die Anwendungen 
(durch den Tierhalter) von 
TAM gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben nachvollziehbar und 
leserlich dokumentiert?  
 

§ 7 Abs. 2 TGDVO Pflichten der Tierhalter: 
Sie dürfen die ihnen vom Tierarzt überlassenen Tierarzneimittel nur gemäß den 
Anleitungen des Tierarztes am Tier anwenden und haben diese Anwendung schrift-
lich am Arzneimittelabgabe-, Anwendungs- und Rückgabeschein zu dokumentieren.  
Kapitel 1, Artikel 3, Z 19 TGDVO 
Der Tierhalter hat bei Übernahme des Arzneimittels zu prüfen, ob der Arzneimit-
telabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und Anwendungsbeleg richtig, vollständig und 
leserlich ausgefüllt ist. 
Kundmachung GZ: 74200/12-IV/B/8/06 (AVN Nr. 3/2006), Artikel 4  
Das in der Anlage 1 enthaltene Formular muss in der inhaltlichen, nicht aber in der 
formalen Gestaltung entsprechen und ist bei Teilnahme am Projekt „Etablierung eines 
Gesundheitsmonitorings für eine auf Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit ausgerich-
tete Rinderzucht und Lebensmittelproduktion“ vollständig auszufüllen.  
Bei Nichtteilnahme am Projekt sind die Felder „Diagnoseschlüssel“ (zweistelliger 
Code), „Veterinärnummer“ und „Nachbehandlung“ optional, alle übrigen Felder 
vollständig und leserlich auszufüllen. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  
 
Die Belege sind einer stichprobenartigen 
Überprüfung zu unterziehen.  

A ja oder trifft nicht zu 

2 teilweise 

K nein

Kontrollierte Belege 
sind abzuzeichnen.  
Kontrollzeitraum ist 
anzugeben. 
Stichprobengröße 

4.03 Sind die Abgabescheine 
gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben vom Tierarzt 
leserlich ausgefüllt? 

Kapitel 1, Artikel 3, Z 19 TGDVO 
Der Tierhalter hat bei Übernahme des Arzneimittels zu prüfen, ob der Arzneimit-
telabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und Anwendungsbeleg richtig, vollständig und 
leserlich ausgefüllt ist. 
Kapitel 1, Artikel 2, Z 4 lit. d TGDVO 
Außerdem hat der Tierarzt für alle an den Tierhalter abgegebenen Tierarzneimittel 
einen Abgabeschein auszustellen, auf dem Art und Menge des Tierarzneimittels, 
Name und Anschrift des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt sind. Diese 
Angaben müssen im Hinblick auf die Dokumentationspflichten, welche sowohl den 
Tierarzt als auch den Tierhalter treffen, leserlich sein. 
Kundmachung GZ: 74000/45-IV/B/8/04 (AVN Nr. 10a/2004), Artikel 1  
Die Angaben gemäß § 4 Abs. 7 TAKG müssen im Hinblick auf die Dokumentations-
pflichten, welche sowohl den Tierarzt als auch den Tierhalter treffen, leserlich sein.  

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

Die Belege sind einer stichprobenartigen 
Überprüfung zu unterziehen.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
Mängel vorhanden 
 
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 teilweise 
K nein

Kontrollierte Belege 
sind abzuzeichnen.  
Kontrollzeitraum ist 
anzugeben. 
Stichprobengröße. 
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

4.04 Sind für alle vorgefun-
denen TAM, für welche 
Abgabescheine auszufüllen 
sind, Abgabescheine vor-
handen? 

§ 6 Z 2 TGDVO Pflichten der Tierärzte: 
Für überlassene Arzneimittel ist ein Arzneimittelabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und 
Anwendungsbeleg (Abgabeschein) auszustellen, der inhaltlich den Vorgaben, welche in 
den “Amtlichen Veterinärnachrichten” kundgemacht wurden, zu entsprechen hat. 
§ 7 Abs. 4 TGDVO Pflichten der Tierhalter: 
Sie haben den Abgabeschein gemäß § 4 Abs. 7 TAKG mindestens fünf Jahre lang in 
geordneter Art und Weise und leicht überprüfbarer Form aufzubewahren und den 
behördlichen Kontrollorganen auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 
§ 4 Abs. 7 TAKG 
Der Tierarzt hat für alle an den Tierhalter abgegebenen Tierarzneimittel einen Abgabe-
schein auszustellen, auf dem Art und Menge des Tierarzneimittels, Name und Anschrift 
des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt sind.  

Vergleich zwischen vorhandenen TAM 
und Abgabescheinen.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
Mängel vorhanden 
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Dokumentation der 
vorgefundenen TAM 
mit Bezeichnung und 
Menge 

4.05 Wird die vorgeschrie-
bene Wartezeit eingehalten? 

Rückstandskontrollverordnung, BGBl. II, 110/2006, § 10 Abs. 2 Z 3 
Es dürfen nur Tiere zur Lebensmittelgewinnung herangezogen oder zur Schlachtung in 
Verkehr gebracht werden, bei denen nach Verabreichung von zugelassenen Stoffen 
oder Erzeugnissen die vorgeschriebene Wartezeit eingehalten worden ist. 

Datum der Behandlung gemäß Aufzeich-
nungen und Prüfung der im Prüfzeitraum 
verkauften Tiere.  
Bei Verkauf innerhalb der Wartezeit muss 
eine schriftliche Information an den Käufer 
vorliegen.  

A ja 
 
K nein 
Tiere werden innerhalb der Warte-
zeit zur Schlachtung In-Verkehr 
gebracht.  

 

4.06 Werden nur für die im 
Betreuungsvertrag genannten 
Tierarten, sowie Tierarten 
die unter die Kleinerzeuger-
regelung fallen TAM gemäß 
der Tierarzneimittelanwen-
dungsVO abgegeben, wenn 
die Abgabe ausschließlich 
für TGD Betriebe zulässig 
ist? 

§ 8 Abs. 1 TGDVO  
Betreuungstierärzte dürfen nur die in einer Verordnung nach § 7 Abs. 1 TAKG ange-
führten Tierarzneimittel im Rahmen der Einbindung nach § 6 Z 2 den Tierhaltern 
überlassen. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

Die Belege sind einer stichprobenartigen 
Überprüfung zu unterziehen. 

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 

4.07 Wird die Aufbewah-
rungsfrist von 5 Jahren bei 
Abgabescheinen eingehal-
ten? 

§ 4 Abs. 6 TAKG. Die betreffenden Unterlagen sind mindestens 
fünf Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen der Behörde oder des 
Aufsichtsorgans (§ 9 Abs. 2) zur Kontrolle vorzulegen. 
§ 7 Abs. 4 TGDVO Pflichten der Tierhalter: 
Sie haben den Abgabeschein gemäß § 4 Abs. 7 TAKG mindestens fünf Jahre lang in 
geordneter Art und Weise und leicht überprüfbarer Form aufzubewahren und den 
behördlichen Kontrollorganen auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 
§ 6 Z 3 TGDVO Pflichten der Tierärzte: 
Sie haben die Dokumentation gemäß Z 1 mindestens fünf Jahre lang auch nach Aus-
scheiden aus dem TGD aufzubewahren und den behördlichen Kontrollorganen auf 
Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 

Die Aufbewahrungsfrist ist vom Erhe-
bungszeitpunkt bis maximal Neubeitritt zu 
kontrollieren.  

A ja 
keine Abweichung feststellbar 

2 teilweise 

K nein 
Abweichungen vorhanden (eventuell 
Abfrage bei Betreuungstierarzt) 

Anzahl der Abgabe-
scheine der letzten 12 
Monate  
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

4.08 Werden laut Abgabe-
scheine nur gemäß Tierarz-
neimittel-AnwendungsVO 
i.d.j.g.F. angeführte TAM 
vorgefunden?  
 

Tierarzneimittel-AnwendungsVO 2004 
§1 (1). Im Rahmen der Bestimmungen nach §7 Abs.2 TAKG und nach §12 und §24 Abs.3 des Tierärztegesetzes, 
BGBl.Nr.16/1975, in der jeweils geltenden Fassung, dürfen Veterinär-Arzneispezialitäten die 
1.in Österreich zugelassen sind und 
2.im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführt sind und 
3.in der Spalte „Abgabe“ des Anhangs mit „NE“ gekennzeichnet sind, vom Tierarzt im Rahmen einer Behandlung 
dem Tierhalter zur Verabreichung an Tiere oder zur äußerlichen Anwendung an Tieren überlassen werden. 
(2) Ebenso dürfen vom Tierarzt homöopathische Arzneispezialitäten, die zur oralen oder äußerlichen Verabrei-
chung bestimmt sind, dem Tierhalter überlassen werden. 
(3) Der Tierarzt darf den Tierhaltern, die nicht Tiergesundheitsdienst (TGD)-Teilnehmer sind, die in Abs.1 und 2 
genannten Arzneimittel nur in einer für den Therapieerfolg der jeweiligen Behandlung erforderlichen Menge, 
maximal jedoch den Monatsbedarf, abgeben.  
§2.Fütterungsarzneimittel-Vormischungen dürfen nur dann an Tierhalter abgegeben werden, wenn die Bestim-
mungen des § 6 TAKG erfüllt sind.  
§3. (1) Im Rahmen der Bestimmungen nach §7 Abs.2 TAKG dürfen über die Bestimmungen der §§1 und 2 hinaus 
Veterinär-Arzneispezialitäten dem TGD-Tierhalter zur subcutanen, intramuskulären, intranasalen und intramam-
mären Anwendung am Tier unter folgenden Bedingungen überlassen werden: 
1.Die Veterinär-Arzneispezialitäten sind in Österreich zugelassen und 
2.sie sind im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführt und 
3.sind in der Spalte „Abgabe“ des Anhangs mit „TGD“ oder „TGD-AB“ gekennzeichnet. Eine Abgabe von mit 
„TGD-AB“ gekennzeichneten Veterinär-Arzneispezialitäten ist nur auf Basis veterinärmedizinischer Erfordernisse 
und nach Prüfung der Notwendigkeit mittels Wirksamkeitsprüfung gestattet. 
(2) Darüber hinaus dürfen einem TGD-Tierhalter als Teilnehmer eines genehmigten Tiergesundheitsprogramms, 
welches in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ kundgemacht wurde, auch andere Veterinär-Arzneispezialitäten 
zur Anwendung überlassen werden, wenn diese und die Art ihrer Anwendung im jeweiligen Programm ausdrück-
lich angeführt sind. 
(3) Zusätzlich zu den Erfordernissen nach Abs.1 und 2 dürfen die dort genannten Arzneimittel nur dann dem 
Tierhalter überlassen werden, wenn der Tierhalter die Ausbildungserfordernisse gemäß Tiergesundheitsdienstver-
ordnung erfüllt. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

Eine Prüfung ist möglich über: 
• Abgabeschein (stichprobenartige 

Kontrolle) 
• vorgefundene TAM 

A ja 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 

4.09 Ist der Bezug und die 
Anwendung von TAM über 
Sonderimport gemäß TAKG, 
TAM-AVO und Arzneiwaren-
einfuhrgesetz dokumentiert 
und nachvollziehbar? 

Tierarzneimittel-AnwendungsVO 2004 
§1 (1). Im Rahmen der Bestimmungen nach §7 Abs.2 TAKG und nach §12 und §24 Abs.3 des Tierärztegesetzes, 
BGBl.Nr.16/1975, in der jeweils geltenden Fassung, dürfen Veterinär-Arzneispezialitäten die 

1. in Österreich zugelassen sind und 
2. im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführt sind und 
3. in der Spalte „Abgabe“ des Anhangs mit „NE“ gekennzeichnet sind, vom Tierarzt im Rahmen einer Behand-

lung dem Tierhalter zur Verabreichung an Tiere oder zur äußerlichen Anwendung an Tieren überlassen wer-
den. 

(2) Ebenso dürfen vom Tierarzt homöopathische Arzneispezialitäten, die zur oralen oder äußerlichen Verabrei-
chung bestimmt sind, dem Tierhalter überlassen werden. 
(3) Der Tierarzt darf den Tierhaltern, die nicht Tiergesundheitsdienst (TGD)-Teilnehmer sind, die in Abs.1 und 2 
genannten Arzneimittel nur in einer für den Therapieerfolg der jeweiligen Behandlung erforderlichen Menge, 
maximal jedoch den Monatsbedarf, abgeben.  
§2. Fütterungsarzneimittel-Vormischungen dürfen nur dann an Tierhalter abgegeben werden, wenn die Bestim-
mungen des § 6 TAKG erfüllt sind.  
§3. (1) Im Rahmen der Bestimmungen nach §7 Abs.2 TAKG dürfen über die Bestimmungen der §§1 und 2 hinaus 
Veterinär-Arzneispezialitäten dem TGD-Tierhalter zur subcutanen, intramuskulären, intranasalen und intramam-
mären Anwendung am Tier unter folgenden Bedingungen überlassen werden: 

1. Die Veterinär-Arzneispezialitäten sind in Österreich zugelassen und 
2. sie sind im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführt und 
3. sind in der Spalte „Abgabe“ des Anhangs mit „TGD“ oder „TGD-AB“ gekennzeichnet. Eine Abgabe von mit 

„TGD-AB“ gekennzeichneten Veterinär-Arzneispezialitäten ist nur auf Basis veterinärmedizinischer Erfor-
dernisse und nach Prüfung der Notwendigkeit mittels Wirksamkeitsprüfung gestattet. 

(2) Darüber hinaus dürfen einem TGD-Tierhalter als Teilnehmer eines genehmigten Tiergesundheitsprogramms, 
welches in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ kundgemacht wurde, auch andere Veterinär-Arzneispezialitäten 
zur Anwendung überlassen werden, wenn diese und die Art ihrer Anwendung im jeweiligen Programm ausdrück-
lich angeführt sind. 
(3) Zusätzlich zu den Erfordernissen nach Abs.1 und 2 dürfen die dort genannten Arzneimittel nur dann dem 
Tierhalter überlassen werden, wenn der Tierhalter die Ausbildungserfordernisse gemäß Tiergesundheitsdienstver-
ordnung erfüllt. 

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

Eine Prüfung ist möglich über: 
• Abgabeschein (Prüfung auf Vermerk) 
• vorgefundene TAM aus Sonderimport 

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

4.10 Bezieht der Tierhalter die 
zur Anwendung im Rahmen 
des TGD verschriebenen 
Arzneimittel entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben?  

Kapitel 1, Artikel 3, Z 19 TGDVO 
Der Tierhalter darf die zur Anwendung im Rahmen des TGD verschriebenen Arznei-
mittel nur vom TGD-Betreuungstierarzt oder vom bekannt gegebenen Vertreter dieses 
Tierarztes oder auf Verschreibung eines dieser Tierärzte über eine öffentliche Apo-
theke und bei Fütterungsarzneimitteln gemäß § 6 Abs. 4 TAKG auch vom Hersteller 
beziehen.  

Es ist der Zeitraum der letzten 24 Monate 
bzw. bis Beitrittsdatum zu prüfen.  

Eine Prüfung ist möglich über: 
• Abgabeschein  
• Formblatt gem. TAKG § 6 Abs. 4 
• Signatur bei vorgefundenen TAM 

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 

4.11 Werden TAM nur zur 
weiteren Behandlung von 
Akutfällen sowie Impfstoffe 
höchstens in einer für den 
Therapieerfolg erforderlichen 
Menge und höchstens in jener 
Menge überlassen, die dem 
Monatsbedarf der zu behan-
delnden Tiere entspricht? 

§ 8 TGDVO 
Abs. 2. Der Tierarzt darf den Tierhaltern Tierarzneimittel zur weiteren Behandlung von 
Akutfällen sowie Impfstoffe höchstens in einer für den Therapieerfolg erforderlichen 
Menge und höchstens in jener Menge überlassen, die dem Monatsbedarf der zu behandeln-
den Tiere entspricht. 
Abs. 4. Abweichend von Abs. 2 gelten Tierarzneimittel, welche als Wirkstoffe ausschließ-
lich Vitamine, Mengen- oder Spurenelemente enthalten sowie reine Eiseninjektionspräpara-
te jedenfalls als “Managementpräparate” und dürfen vom Tierarzt den Tierhaltern höchs-
tens in jener Menge überlassen werden, die dem Bedarf von zwei Monaten der zu behan-
delnden Tiere entspricht. Zusätzliche derartige Managementpräparate können nach Anhö-
rung des Beirates von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen in den “Amtlichen 
Veterinärnachrichten” kundgemacht werden. 
Abs. 5. Bei pour-on-Präparaten zur Parasitenbekämpfung kann die Abgabemenge für die 
Dauer eines Behandlungszyklus festgelegt werden, auch wenn dadurch der Monatsbedarf 
überschritten wird. 
§ 8 TGDVO 
Abs. 3. Nach Abschluss jeder Behandlung beziehungsweise spätestens nach vier Wochen 
sind, außer im Fall der Behandlung eines Einzeltieres, die Arzneimittelanwendung gemäß 
§ 7 Z 2 sowie der Therapieerfolg vom Betreuungstierarzt zu kontrollieren. Wurde nur ein 
einziges Tier im Bestand behandelt, so hat die Kontrolle von Arzneimittelanwendung und 
Therapieerfolg im Rahmen der nächsten tierärztlichen Visite durch den Betreuungstierarzt 
zu erfolgen. 
§ 7 TGDVO 
Abs. 2. Sie dürfen die ihnen vom Tierarzt überlassenen Tierarzneimittel nur gemäß den 
Anleitungen des Tierarztes am Tier anwenden und haben diese Anwendung schriftlich am 
Arzneimittelabgabe-, Anwendungs- und Rückgabeschein zu dokumentieren. 
§ 6 Abs. 5 TAKG 
Der Tierarzt darf Fütterungsarzneimittel höchstens in jener Menge verschreiben, die dem 
Monatsbedarf der zu behandelnden Tiere entspricht. In größerer als der verschriebenen 
Menge dürfen Fütterungsarzneimittel nicht abgegeben werden. 

Datum der Signatur von vorhandenen 
TAM, sowie Datum am Abgabeschein mit 
Datum der Kontrolle vergleichen.  
 
Liegen TAM vor, wo der Zeitraum (1 bzw. 
2 Monate, Behandlungszyklus) überschrit-
ten wurde, ist über Abgabeschein oder 
Befragung des Tierhalters zu prüfen, ob in 
der überschrittenen Zeit eine Visite stattge-
funden hat.  
 
Es ist zwischen original verpackten und 
angebrochenen TAM zu unterscheiden.  
 
 

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
3 nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren 

4.12 Werden die abgegebenen 
TAM nach Anweisung des 
Tierarztes getrennt von Le-
bens- und Futtermitteln sowie 
erforderlichenfalls ausreichend 
gekühlt und unter Verschluss 
gelagert? 

§ 8 Abs. 1 TGDVO 
Sie müssen die ihnen vom Tierarzt überlassenen Tierarzneimittel nach Anweisung des 
Tierarztes getrennt von Lebens- und Futtermitteln sowie erforderlichenfalls ausrei-
chend gekühlt unter Verschluss lagern. 
Interpretation 
Trennung von Lebens- und Futtermitteln ist vorhanden, wenn sich die TAM in einem 
abgeschlossenen Raum oder Behältnis befinden (z.B. eigener Kasten, eigener 
Schrank). 
Unter Verschluss heißt, dass Unbefugte und Kinder keinen Zugriff auf TAM haben 
(z.B. versperrbares Behältnis, eigener Kühlschrank in einem zur Tierhaltung gehören-
den Raum).  

Prüfung erfolgt durch vor Ort Kontrolle 

A ja 
gegeben 
2 teilweise 
nur ein Teil ist vorschriftswidrig 
gelagert 
3 nein 
Lagerung entspricht nicht den An-
forderungen 

Lagerung und Abwei-
chungen sind zu doku-
mentieren 
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Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

4.13 Werden für abgegebene 
TAM vom Tierarzt genaue 
Anleitungen betreffend An-
wendung nachweislich gege-
ben? 

§ 7 Abs. 2 TAKG 
Im Rahmen dieser Tiergesundheitsdienste darf der Tierarzt den Tierhalter in Hilfeleistungen, 
welche über die für die übliche Tierhaltung und Tierpflege notwendigen Tätigkeiten hinausgehen, 
sowie in die Anwendung von Arzneimitteln bei landwirtschaftlichen Nutztieren einbinden, wenn 
dies unter genauer Anleitung, Aufsicht und schriftlicher Dokumentation von Art, Menge und 
Anwendungsweise erfolgt. 
§ 6 Abs. 2 TGDVO (Pflichten der Tierärzte) 
Sie dürfen die Tierhalter in Hilfeleistungen, die über die für die übliche Tierhaltung und Tierpfle-
ge notwendigen Tätigkeiten hinausgehen, sowie in die Anwendung von Tierarzneimitteln bei 
landwirtschaftlichen Nutztieren nur unter genauer Anleitung, Aufsicht und schriftlicher Dokumen-
tation gemäß Kapitel 1 Art. 4 der Anlage zu dieser Verordnung einbinden. Für überlassene 
Arzneimittel ist ein Arzneimittelabgabe-, Arzneimittelrückgabe- und Anwendungsbeleg (Abgabe-
schein) auszustellen, der inhaltlich den Vorgaben, welche in den “Amtlichen Veterinärnachrich-
ten” kundgemacht wurden, zu entsprechen hat. 
§ 7 Z 2 TGDVO (Pflichten der Tierhalter) 
Sie dürfen die ihnen vom Tierarzt überlassenen Tierarzneimittel nur gemäß den Anleitungen des 
Tierarztes am Tier anwenden und haben diese Anwendung schriftlich am Arzneimittelabgabe-, 
Anwendungs- und Rückgabeschein zu dokumentieren. Diese Aufzeichnungen sind vom Tierhalter 
mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren und den behördlichen Kontrollorganen auf Verlangen 
zur Einsicht vorzulegen. 

Die Anleitungen sind einer stichprobenarti-
gen Überprüfung zu unterziehen. 

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 teilweise 
3 nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  

4.14 Sind die abgegebenen 
TAM mit der Signatur (Name 
und Anschrift des Tierarztes, 
Abgabedatum) versehen? 

§ 4 Abs. 7 TAKG 
Der Tierarzt hat alle an den Tierhalter abgegebenen 
Arzneimittel mit einer Signatur auf dem Behältnis zu versehen, auf 
der Name und Anschrift des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt 
sein müssen.  
Empfehlung:  
Die Signatur sollte auf dem Innenbehältnis angebracht werden.  

Vorgefundene TAM sind auf das Vorhan-
densein der Signatur und deren Inhalt zu 
prüfen.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 teilweise 
K nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  

4.15 Werden allfällig abgelau-
fene TAM, TAM Reste sowie 
von zur Instillation und Injek-
tion best. TAM auch die 
Leergebinde (Ausnahme: 
Managementpräparate) dem 
Betreuungstierarzt nachweis-
lich (Rückgabebestätigung) 
spätestens bei der nächsten 
Visite zurückgegeben und von 
diesen übernommen.  

§ 7 Abs. 5 TGDVO, Pflichten der Tierhalter 
Sie haben allfällige abgelaufene Tierarzneimittel, Tierarzneimittelreste sowie von zur Instillation 
und Injektion bestimmten Tierarzneimitteln, mit Ausnahme von Tierarzneimitteln gemäß § 8 
Abs. 4, auch die Leergebinde dem behandelnden Tierarzt nachweislich spätestens bei der nächsten 
Visite zurückzugeben. Die Rückgabebestätigung gemäß § 6 Z 4 ist vom Tierhalter auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Tiergesundheitsdienst mindestens fünf Jahre lang in geordneter Art und 
Weise und leicht überprüfbarer Form aufzubewahren und den behördlichen Kontrollorganen auf 
Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 
§ 6 Abs. 4 TGDVO, Pflichten der Tierärzte 
Sie haben die ihnen gemäß § 7 Z 5 zurückgegebenen, abgelaufenen Tierarzneimittel, Tierarznei-
mittelreste sowie von zur Instillation und Injektion bestimmten Tierarzneimitteln, mit Ausnahme 
von Tierarzneimitteln gemäß § 8 Abs. 4, auch die Leergebinde spätestens bei der nächsten Visite 
zu übernehmen, die Übernahme unter Angabe der Bezeichnung und der Menge des Tierarzneimit-
tels dem Tierhalter schriftlich zu bestätigen und deren vorschriftsmäßige Entsorgung zu veranlas-
sen. 
§ 8 Abs. 4 TGDVO 
Abweichend von Abs. 2 gelten Tierarzneimittel, welche als Wirkstoffe ausschließlich Vitamine, 
Mengen- oder Spurenelemente enthalten sowie reine Eiseninjektionspräparate jedenfalls als 
“Managementpräparate” und dürfen vom Tierarzt den Tierhaltern höchstens in jener Menge 
überlassen werden, die dem Bedarf von zwei Monaten der zu behandelnden Tiere entspricht. 
Interpretation 
Unter „spätestens bei der nächsten Visite“ versteht man jene Visite, die nach Ablauf der Fristen 
(Monatsfrist, Behandlungszyklus) durchgeführt wird.  

Kontrolle erfolgt über Abgabeschein 
und/oder Rückgabebestätigung.  
 
Gibt es zu abgegebenen TAM entsprechen-
de Rückgabebestätigungen.  

A ja  
 
2 teilweise 
keine lückenlose Dokumentation der 
Rückgabe 
 
3 nein

Abweichungen sind zu 
dokumentieren.  
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5. Aus- und Weiterbildung 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

5.01 Hat der Tierhalter die 
Ausbildungserfordernisse für 
die Anwendung von TAM 
(einschl. Impfstoffe) erfüllt? 

§ 7 Abs. 6 TGDVO, Pflichten der Tierhalter 
Sie haben sich bei den Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen nach § 5 die nötigen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und praktischen Erfahrungen anzueignen. 
Kapitel 5, Artikel 12 TGDVO 
Z 2. Tierhalter, welche die Anwendung von Tierarzneimitteln (einschließlich Impf-
stoffen) beabsichtigen, haben die verpflichtenden Ausbildungsinhalte gemäß Z 1 
lit. A sublit. a bis d im Mindestausmaß von acht Stunden zu je mindestens 50 Minuten 
noch vor ihrer Einbindung in die Verabreichung dieser Stoffe nachweislich zu absol-
vieren.  
Z 4. Tierhaltern, welche die Voraussetzung gemäß Z 2 nicht erfüllen oder die Absol-
vierung der jeweils verpflichtenden Weiterbildungsveranstaltungen gemäß Z 3 inner-
halb der geforderten Fristen nicht nachweisen, dürfen vom TGD-Tierarzt bis zur 
Absolvierung der erforderlichen Aus- oder Weiterbildungsveranstaltungen keine 
Impfstoffe beziehungsweise Tierarzneimittel zur Anwendung überlassen werden.  
Interpretation 
Eine Ausbildung ist nur dann erforderlich, wenn TGD pflichtige TAM angewendet 
werden.  

Überprüfen der Ausbildungsnachweise.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Dokumentation der 
Datum der Ausbildung 

5.02 Hat der Tierhalter, wel-
cher Fütterungsarzneimittel-
mischungen herstellt, das 
Ausbildungserfordernis er-
füllt? 

§ 6 Abs. 9 TAKG 
Der Betriebsinhaber oder dessen Personal hat die ausreichende 
Befähigung in Mischtechnik nachzuweisen. 
§ 2 Abs. 1 TAKG Ausbildungsverordnung 
Der Betriebsinhaber oder das Personal haben den Ausbildungskurs in Mischtechnik 
zu absolvieren. Dieser Kurs hat mindestens acht Unterrichtseinheiten (zu je mindes-
tens fünfzig Minuten) zu umfassen und folgende Lehrinhalte zu enthalten:  
1. arzneimittelrechtliche Grundlagen;  
2. Technik und Ausstattung von Mischanlagen, Mischtechnik, Anwendersicherheit 

bei der Herstellung von Fütterungsarzneimitteln, Hygiene und Dokumentation 
(Aufzeichnungen);  

3. Einsatz und Wirkungsweise von Arzneimitteln.  
§ 3 Abs. 1 TAKG Ausbildungsverordnung 
Der gemäß § 2 Ausgebildete hat innerhalb von fünf Jahren ab Abschluss des Ausbil-
dungskurses erfolgreich einen Fortbildungskurs zu absolvieren. Innerhalb von fünf 
Jahren ab Ende jedes derart absolvierten Fortbildungskurses ist jeweils ein weiterer 
Fortbildungskurs erfolgreich abzuschließen. Wird ein Fortbildungskurs nicht rechtzei-
tig absolviert, so ist ein neuer Ausbildungskurs nach § 2 erforderlich.  
Abs. 2. Der Fortbildungskurs hat speziell die arzneimittelrechtlichen Bestimmungen 
zu beinhalten und mindestens zwei Unterrichtseinheiten zu umfassen. 
Kapitel 5, Artikel 12 TGDVO 
Z 5. Bei Absolvierung eines Ausbildungskurses in Mischtechnik gemäß Verordnung 
BGBl. II Nr. 194/2002, in der jeweils geltenden Fassung, gelten die Ausbildungsin-
halte gemäß Kapitel 5 Art. 12 Z 1 lit. A sublit. a und b im Ausmaß von fünf Stunden 
als erfüllt.  

Überprüfen der Ausbildungsnachweise.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
K nein

Dokumentation der 
Datum der Ausbildung 



Version 1.3 
20. Juni 2006 Handbuch Checkliste Tierhalter Seite 11 von 11 

 
 

Frage Rechtsverweise Durchführung der Kontrolle Beurteilungshinweise objektive Nachweise 

5.03 Hat der Tierhalter das 
Weiterbildungserfordernis 
erfüllt? 

Kapitel 5, Artikel 12 TGDVO 
Z 3. Tierhalter, die Teilnehmer oder Mitglieder im TGD sind, müssen - ab dem 
Kalenderjahr das auf den TGD-Beitritt folgt - alle vier Jahre mindestens fünf Stunden 
nachweislich an TGD-Weiterbildungsveranstaltungen teilnehmen. 
Z 4. Tierhaltern, welche die Voraussetzung gemäß Z 2 nicht erfüllen oder die Absol-
vierung der jeweils verpflichtenden Weiterbildungsveranstaltungen gemäß Z 3 inner-
halb der geforderten Fristen nicht nachweisen, dürfen vom TGD-Tierarzt bis zur 
Absolvierung der erforderlichen Aus- oder Weiterbildungsveranstaltungen keine 
Impfstoffe beziehungsweise Tierarzneimittel zur Anwendung überlassen werden.  

Überprüfen der Weiterbildungsnachweise.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
3 nein

Dokumentation der 
Datum der Weiterbil-
dung 

5.04 Stimmen die Angaben 
betreffend Aus- und Weiter-
bildung am Betriebserhe-
bungsdeckblatt mit den vorlie-
genden Ausbildungsnachwei-
sen überein? 

TGDVO Kapitel 1 Art. 2 Z 6 
Durchführung regelmäßiger Betriebserhebungen, die jedenfalls vom jeweiligen 
Betreuungstierarzt in den genannten TGD- Teilnehmerbetrieben zu machen sind, 
haben gemäß der von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen nach Anhö-
rung des Beirates in den “Amtlichen Veterinärnachrichten” kundgemachten Vor-
gangsweise zu erfolgen. 
Kundmachung GZ: 74200/4-IV/B/8/06 (AVN Nr. 1a/2006) Artikel 3  
Die in den Anlagen 1 bis 22 enthaltenen Formulare sind insoweit verbindlich, als 
diesen inhaltlich, nicht aber in der formalen Gestaltung entsprochen werden muss.  
Kundmachung GZ: 74200/18-IV/B/8/06 (AVN Nr. 4/2006) Absatz 3a 
„Das Betriebserhebungsdeckblatt gem. Anlage 7 bzw. 8 ist bei jeder zentral zu ver-
rechnenden Betriebserhebung gemäß Anlage Kapitel 1 Artikel 2 Z 15 der Tierge-
sundheitsdienst-Verordnung 2005 in Verbindung mit dem jeweils erforderlichen 
Betriebserhebungsprotokoll auszufüllen. Je ein von beiden Parteien unterfertigtes 
Exemplar des Betriebserhebungsdeckblattes verbleibt sowohl beim Betreuungstierarzt 
als auch beim Tierhalter. Die von beiden Parteien unterfertigten Betriebserhebungs-
protokolle verbleiben beim Tierhalter“.   

Überprüfen der Weiterbildungsnachweise 
in Verbindung mit dem BED 

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
2 nein

Dokumentation der 
Abweichungen.  

 
6. Dokumentation über Durchführung von Gesundheitsprogrammen 

6.01 Werden die Anwen-
dungsbestimmungen gemäß 
TGD-Programmvorgaben 
durch den Tierhalter eingehal-
ten, wenn er an diesen teil-
nimmt? 

§ 8 TGDVO 
 (6) Spezielle Tierarzneimittel, welche ausschließlich im Rahmen von Tiergesundheitspro-
grammen dem Tierhalter überlassen werden dürfen, sind einschließlich der näheren Be-
stimmungen für deren Anwendung nach Anhörung des Beirates von der Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen gemäß § 7 Abs. 1 TAKG in den “Amtlichen Veterinärnachrich-
ten” kundzumachen. 
(7) Tierhalter, welche an Tiergesundheitsprogrammen gemäß Abs. 6 teilnehmen, sind 
jedenfalls vom Tiergesundheitsdienst zu registrieren und von der Geschäftsstelle der 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde bekannt zu geben. Tierhalter und Tierärzte, welche 
die jeweils festgelegten Anwendungsbestimmungen für diese speziellen Tierarzneimittel 
nicht einhalten oder schwerwiegende Verstöße im Hinblick auf den Arzneimitteleinsatz 
begehen, sind jedenfalls von der Teilnahme an allen Tiergesundheitsprogrammen, welche 
die Abgabe spezieller Tierarzneimittel an den Tierhalter ermöglicht, zumindest für die 
Dauer von neun Monaten auszuschließen. Ein entsprechender befristeter Entzug der Teil-
nahme an Tiergesundheitsprogrammen ist von der Geschäftsstelle des Tiergesundheits-
dienstes der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich bekannt zu geben. 
TGDVO Kapitel 1 Art. 2 Z 14 
Der Tierarzt verpflichtet sich zur Einhaltung der Programmanweisungen bei Teilnahme an 
Tiergesundheitsprogrammen im Rahmen des TGD. 

Überprüfen der Dokumentation gemäß den 
Programmvorgaben.  

A ja oder trifft nicht zu 
BT  
  
Gegebenenfalls von der Geschäfts-
stelle auszufüllen: 
3 nein
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Kundmachung 
Gemäß § 51 Abs. 2 der 

Veterinärbehördlichen Einfuhr- und   
Binnenmarktverordnung 2001 

(EBVO 2001), BGBl. II Nr. 355/2001, 
zuletzt geändert durch BGBl. II 

Nr. 129/2006. 
GZ 74100/0147-IV/5/2006 

 
 



 
 

 

 

GZ 74100/0147-IV/5/2006  

 
 

 

Betrifft: Schutzmaßnahmen gegen die klassische Schweinepest in 
Deutschland 

 

 

 

K U N D M A C H U N G 
 

Gemäß § 51 Abs. 2 der Veterinärbehördlichen Einfuhr- und Binnenmarkt- 

verordnung 2001 (EBVO 2001), BGBl. II Nr. 355/2001, zuletzt geändert durch 

BGBl. II Nr. 129/2006, wird kundgemacht: 

 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat gemäß Art. 10 Abs. 4 der 

Richtlinie 90/425/EWG des Rates, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2002/33/EG 

des Parlaments und des Rates, gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft (EG-V), folgende Entscheidungen erlassen: 

 

 Entscheidung der Kommission 2006/346/EG vom 15. Mai 2006 über 

bestimmte Maßnahmen zum Schutz gegen die klassische Schweinepest in 

Deutschland und zur Aufhebung der Entscheidung 2006/274/EG vom 

6. April 2006 mit vorübergehenden Maßnahmen zum Schutz gegen die 

klassische Schweinepest in Deutschland (zuletzt geändert durch 

Entscheidung der Kommission 2006/ 328/EG vom 4. Mai 2006); 
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 Entscheidung der Kommission 2006/391/EG vom 30. Mai 2006 zur 

Änderung der Entscheidung 2006/346/EG über bestimmte Maßnahmen zum 

Schutz gegen die klassische Schweinepest in Deutschland; 

 

 Entscheidung der Kommission 2006/411/EG vom 14. Juni 2006 zur 

Änderung der Entscheidung 2006/346/EG über bestimmte Maßnahmen zum 

Schutz gegen die klassische Schweinepest in Deutschland. 

 

Gemäß § 51 Abs. 1 der Veterinärbehördlichen Einfuhr- und Binnenmarktverordnung 

2001 (EBVO 2001), BGBl. II Nr. 355/2001, zuletzt geändert durch BGBl. II 

Nr. 129/2006, gelten daher folgende Verbringungsbeschränkungen: 

 

Artikel I 

1. Das innergemeinschaftliche Verbringen von lebenden Schweinen aus den in 

Anhang I genannten Gebieten Deutschlands nach und durch Österreich ist verboten. 

2. Das innergemeinschaftliche Verbringen von Schweinen aus Haltungsbetrieben in 

Deutschland außerhalb der in Anhang I angeführten Gebiete, in denen seit dem 15. 

März 2006 Schweine aus einem Haltungsbetrieb in den in Anhang I genannten 

Gebieten eingestellt worden sind, nach und durch Österreich ist verboten. 

3. Die Gesundheitsbescheinigung, die gemäß Richtlinie 64/432/EWG 

Schweinesendungen aus Deutschland beiliegen muss, hat folgenden zusätzlichen 

Vermerk aufzuweisen: 

„Tiere gemäß der Entscheidung 2006/346/EG der Kommission vom 15. Mai 2006 

über bestimmte Maßnahmen zum Schutz gegen die klassische Schweinepest in 

Deutschland.“ 

 

Artikel II 

1. Das innergemeinschaftliche Verbringen von Schweinesperma aus Deutschland 

nach Österreich ist verboten, es sei denn, es stammt von Ebern aus einer 

Besamungsstation gemäß Artikel 3 Buchstabe a) der Richtlinie 90/429/EWG, die 

außerhalb der im Anhang I Abschnitt A dieser Kundmachung aufgeführten Gebiete 

liegt. 
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2. Die Gesundheitsbescheinigung, die gemäß Richtlinie 90/429/EWG Sendungen von 

Schweinesperma aus Deutschland beiliegen muss, hat folgenden zusätzlichen 

Vermerk aufzuweisen: 

„Schweinesperma gemäß Entscheidung 2006/346/EG der Kommission vom 15. Mai 

2006 über bestimmte Maßnahmen zum Schutz gegen die klassische Schweinepest in 

Deutschland.“ 

 

Artikel III 

1. Das innergemeinschaftliche Verbringen von Eizellen und Embryonen von 

Schweinen aus Deutschland nach Österreich ist verboten, es sei denn, sie stammen 

von Sauen aus Haltungsbetrieben, die außerhalb der in Anhang I A aufgeführten 

Gebiete liegen. 

2. Die Gesundheitsbescheinigung, die gemäß Entscheidung 95/483/EWG Sendungen 

von Eizellen und Embryonen von Schweinen aus Deutschland beiliegen muss, hat 

folgenden zusätzlichen Vermerk aufzuweisen: 

„Eizellen/Embryonen (*) gemäß der Entscheidung 2006/346/EG der Kommission 

vom 15. Mai 2006 über bestimmte Maßnahmen zum Schutz gegen die klassische 

Schweinepest in Deutschland.“ 

___________________________ 

(*) Nicht Zutreffendes streichen 

 

Artikel IV 

Beim Verbringen von österreichischen Schweinen nach und durch Deutschland sind 

die Bestimmungen des Art. 2, 5 und 6 der Entscheidung 2006/346/EG, zuletzt 

geändert durch Entscheidung 2006/411/EG, zu beachten. 

 

Artikel V 

Zuwiderhandlungen gegen diese Kundmachung werden gemäß den Bestimmungen 

des § 64 Tierseuchengesetzes geahndet. 

 

Artikel VI 
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Mit Veröffentlichung dieser Kundmachung in den „Amtlichen Veterinärnachrichten“ 

tritt die Kundmachung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen vom 17. Mai 

2006, GZ 74200/80-IV/B/8/2006, veröffentlicht in den „Amtlichen 

Veterinärnachrichten“ Nr. 4/2006 vom 18. Mai 2006 außer Kraft.  

 
Wien, 14. August 2006 

Für die Bundesministerin: 
Hon.-Prof. Dr. Robert Schlögel 

 



Anhang zu GZ 74100/0147-IV/B/8/2006 
 
 

„ANHANG I 
 

 
Die Gebiete in Deutschland, auf die in den Artikeln 1,2,3,5 und 6 der Entscheidung 
der Kommission 2006/346/EG, zuletzt geändert durch 2006/411/EG, Bezug 
genommen wird: 
 
A. In Nordrhein-Westfalen: das gesamte Gebiet der Regierungsbezirks Münster 
sowie das Gebiet des Regierungsbezirks Düsseldorf, das nördlich des Rheins und der 
BAB 2 liegt.  
 
B. In Nordrhein-Westfalen: das gesamte Gebiet des Regierungsbezirks Arnsberg 
sowie das Gebiet des Regierungsbezirks Düsseldorf, das südlich des Rheins und der 
BAB 2 liegt. 



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 30. Mai 2006

zur Änderung der Entscheidung 2006/346/EG über bestimmte Maßnahmen zum Schutz gegen die
klassische Schweinepest in Deutschland

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 2058)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2006/391/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri-
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit le-
benden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,

gestützt auf die Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Ok-
tober 2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämp-
fung der klassischen Schweinepest (2), insbesondere Artikel 11
Absatz 1 Buchstabe f,

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. De-
zember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen Vor-
schriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb
und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs (3), ins-
besondere auf den ersten Unterabsatz von Artikel 4 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach den Ausbrüchen der klassischen Schweinepest in
Deutschland wurden gemäß Artikel 9 Absatz 1 der
Richtlinie 2001/89/EG umgehend Schutz- und Überwa-
chungszonen um die Ausbruchsherde festgelegt.

(2) Zudem wurde die Entscheidung 2006/346/EG der Kom-
mission vom 15. Mai 2006 mit vorübergehenden Maß-
nahmen zum Schutz gegen die klassische Schweinepest
in Deutschland und zur Aufhebung der Entscheidung
2006/274/EG (4) angenommen, um die von Deutschland
gemäß der Richtlinie 2001/89/EG getroffenen Maßnah-
men aufrechtzuerhalten und zu erweitern.

(3) Die Verwendung eines Genusstauglichkeitskennzeichens
für Frischfleisch ist in der Verordnung (EG) Nr.
854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 mit besonderen Verfahrensvorschrif-

ten für die amtliche Überwachung von zum menschli-
chen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ur-
sprungs (5) geregelt. Nach der Richtlinie 2001/89/EG
des Rates darf dieses Kennzeichen aber nicht für Schwei-
nefrischfleisch verwendet werden, das aus einem Hal-
tungsbetrieb in der Überwachungszone stammt.

(4) Deutschland hat gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Entschei-
dung 2002/99/EG einen Antrag gestellt, um eine Aus-
nahme von der Regelung für das Kennzeichen gemäß der
Richtlinie 2001/89/EG und die Verwendung von Fleisch
von Schweinen aus Betrieben in den nordrhein-westfäli-
schen Überwachungszonen, die mit besonderer Erlaubnis
der zuständigen Behörde geschlachtet werden, zu erwir-
ken.

(5) In Anbetracht der Seuchenlage hinsichtlich der klassi-
schen Schweinepest in Nordrhein-Westfalen und dem
bisherigen Muster der Ausbreitung der Seuche sollte die
Anwendung des Kennzeichens gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 854/2004 bei Fleisch von Schweinen aus einer
Überwachungszone in bestimmten nordrhein-westfäli-
schen Gebieten keine Gefahr für eine Ausbreitung der
Seuche darstellen, wenn die in dieser Entscheidung fest-
gelegten Bedingungen und Untersuchungen bei Schwei-
nen befolgt werden. Es kann auch in Erwägung gezogen
werden, dass der Schutz vor einer Ausbreitung nicht
dadurch beeinträchtigt wird, wenn das Fleisch unter die-
sen Bedingungen ohne Verarbeitung oder Behandlung
vermarktet wird.

(6) Aufgrund der Angaben Deutschlands ist es angezeigt, in
Deutschland die Maßnahmen zum Schutz gegen die klas-
sische Schweinepest im Hinblick auf die Dauer der Maß-
nahmen in den gemäß der Richtlinie 2001/89/EG um
einen Ausbruchsherd eingerichteten Schutz- und Überwa-
chungszonen zu überprüfen.

(7) Ferner muss das mit der Entscheidung 2006/346/EG auf-
gehobene Verbot erneuert werden, wonach Mitgliedstaa-
ten keine Schweine in Schlachthöfe in nordrhein-west-
fälische Gebiete, in denen Ausbrüche der klassischen
Schweinepest gemeldet wurden, versenden dürfen.

(8) Die Entscheidung 2006/346/EG sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(9) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2006/346/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 1

Deutschland stellt sicher, dass keine Schweine in andere Mit-
gliedstaaten oder in Drittländer versendet werden, die aus

a) den in Anhang I aufgeführten Gebieten,

b) Betrieben auf seinem Hoheitsgebiet stammen, die außer-
halb der in Anhang I genannten Gebiete liegen und in
denen seit dem 15. Januar 2006 Schweine aus einem
Haltungsbetrieb in Nordrhein-Westfalen eingestellt wor-
den sind.“

2. Es wird ein Artikel 3a eingefügt:

„Artikel 3a

1. Abweichend von Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe f vier-
ter Gedankenstrich der Richtlinie 2001/89/EG erhält
Deutschland die Genehmigung, bei Schweinefleisch, das ge-
mäß Absatz 2 dieses Artikels gewonnen wurde,

a) das Genusstauglichkeitskennzeichen nach Artikel 5 Ab-
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 anzuwenden,

b) das Frischfleisch ohne eine Behandlung nach den Vor-
schriften des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie
2002/99/EG zu verwerten.

2. Wenn Deutschland die Ausnahme nach Absatz 1 die-
ses Artikels in Anspruch nimmt, muss das Schweinefleisch
unbeschadet der in der Richtlinie 2001/89/EG, insbesondere
Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe f und Artikel 11 Absatz 2,
vorgesehenen Maßnahmen von Tieren stammen, die spätes-
tens 12 Stunden nach Eintreffen im Schlachthof geschlachtet
worden sind und die:

a) aus einer Überwachungszone stammen, die in einem der
in Anhang I A dieser Entscheidung genannten Gebiete
gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 2001/89/EG
eingerichtet wurde und im Umkreis um eine Schutzzone
liegt,

i) in der kein Ausbruch der klassischen Schweinepest in
den 21 Tagen vor der Verbringung der Schweine zum
Schlachthof festgestellt wurde und mindestens 21 Tage

seit dem Abschluss der ersten Reinigung und Desin-
fektion der infizierten Betriebe vergangen sind;

ii) in der in allen Haltungsbetrieben innerhalb der betrof-
fenen Schutz- und Überwachungszonen nach der Fest-
stellung der klassischen Schweinepest klinische Unter-
suchungen mit negativem Ergebnis durchgeführt wur-
den,

b) einem Haltungsbetrieb stammen,

i) der eine Genehmigung der zuständigen Behörde für
die Verbringung von Schweinen zu einem bezeichne-
ten Schlachthof besitzt;

ii) der nach der epidemiologischen Untersuchung keine
Berührung mit einem infizierten Betrieb hatte;

iii) der nach Einrichtung der Überwachungszone mit sei-
nem Gesamtbestand an Tieren regelmäßig tierärztlich
kontrolliert worden ist;

iv) in dem alle Tiere nach den Vorgaben von Kapitel IV
Abschnitt D Absätze 1, 3, 4 und 5 des Anhangs der
Entscheidung 2002/106/EG klinisch und laboranaly-
tisch getestet worden sind.

3. Deutschland stellt sicher, dass der in Anwendung der
Absätze 1 und 2 bezeichnete Schlachthof:

a) in einem der in Anhang I A aufgeführten Gebiete liegt;

b) an demselben Tag keine anderen Schweine als die in den
Absätzen 1 und 2 genannten zur Schlachtung annimmt.

4. Deutschland stellt sicher, dass die für den Transport der
Schweine gemäß Absatz 2 eingesetzten Transportmittel nach
jeder Benutzung zweimal gereinigt und desinfiziert werden.“

3. Es wird ein Artikel 4a eingefügt:

„Artikel 4a

1. Deutschland trifft für Schweinefleisch gemäß Artikel 3a
dieser Entscheidung folgende Vorkehrungen:

a) es wird eine Bescheinigung in Übereinstimmung mit dem
Anhang der Verordnung (EG) Nr. 599/2004 ausgestellt
und vom Amtstierarzt mit der Tiergesundheitsbescheini-
gung gemäß dem Anhang III dieser Entscheidung verse-
hen;

b) die im Absatz a genannte Bescheinigung ist dem Fleisch
beizufügen.
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2. Deutschland sorgt dafür, dass die Kommission und die
Mitgliedstaaten folgende Informationen über die Schweine
gemäß Artikel 3 Buchstabe a erhalten:

a) vor der Schlachtung, Name und Adresse der Schlachthöfe,
welche die Schweine zur Schlachtung erhalten dürfen:

b) nach der Schlachtung, wöchentlich einen Bericht mit An-
gaben über:

i) die Zahl der in den bezeichneten Schlachthöfen ge-
schlachteten Schweine;

ii) die bei der Schlachtung der Schweine angewandten
Identifizierungsverfahren und Verbringungskontrollen,
wie dies in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe f der Richt-
linie 2001/89/EG vorgeschrieben ist.“

4. Artikel 5 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 5

1. Deutschland stellt sicher, dass:

a) in den im Anhang I A aufgeführten Gebieten zumindest
die Dienstleistungen, die Personen in direktem Kontakt
mit Schweinen erbringen oder die das Betreten der
Schweinestallungen und die Benutzung von Transport-
mitteln zur Beförderung von Schweinen und zur Beför-
derung von Futter, Mist oder toten Tieren aus den
Schweinehaltungsbetrieben und in diese erforderlich ma-
chen, auf die ausgewiesenen Zonen beschränkt und nicht
auch in anderen Teilen der Gemeinschaft erbracht wer-
den;

b) bei Aufteilung der in Anhang I A aufgeführten Gebiete in
risikobezogene Zonen die Bestimmungen von Absatz a
auf diese Zonen beschränkt bleiben;

c) die in Buchstabe a genannten Personen außerhalb der im
Anhang IA aufgeführten Gebiete oder außerhalb der risi-
kobezogenen Zonen Dienstleistungen erbringen bzw. da-
für benutzt werden können, wenn die Transportmittel,
Geräte und etwaigen anderen Ansteckungsträger zuvor
gründlich gereinigt und desinfiziert wurden und mindes-
tens drei Tage lang nicht mit anderen Schweinen oder
Schweinehaltungsbetrieben in Kontakt gekommen sind;
bei Kontakten im Zusammenhang mit Beförderungen ge-
mäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a wird davon ausge-
gangen, dass sie innerhalb dieser ausgewiesenen Zone(n)
stattgefunden haben;

d) unbeschadet der im Rahmen der Richtlinie 2001/89/EG
getroffenen Maßnahmen Deutschland schnellstmöglich
alle Schweine aus den Schweinehaltungsbetrieben in der
Schutzzone um einen bestätigten Ausbruch in der Ge-
meinde Borken in Nordrhein-Westfalen präventiv entfer-
nen lässt.

e) in den im Anhang I A aufgeführten Gebieten Überwa-
chungsmaßnahmen gemäß den im Anhang II genannten
Grundsätzen durchgeführt werden;

f) die bei einem Verdacht auf klassische Schweinepest bei
Schweinen in einem Haltungsbetrieb vorgesehenen Maß-
nahmen in Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 3
Buchstabe a der Richtlinie 2001/89/EG zweckmäßig
durchgeführt werden;

g) die Schweinehalter angemessen informiert werden.

2. Die in Absatz 1 Buchstabe d dieses Artikels genannten
Maßnahmen werden unbeschadet der Entscheidung
90/424/EWG ergriffen.“

5. Es wird ein Artikel 5a eingefügt:

„Artikel 5a

Unbeschadet der Maßnahmen der Richtlinie 2001/89/EG
und insbesondere der Artikel 10 Absatz 4 und 11 Absatz
3 sorgt Deutschland dafür, dass in den im Anhang I A auf-
geführten Gebieten

a) die Maßnahmen für die Schutz- und Überwachungszonen
noch mindestens 40 Tage nach dem Abschluss der ersten
Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen in den infi-
zierten Betrieben gelten;

b) die Schweine in allen Betrieben in den Überwachungszo-
nen — zusätzlich zu den Untersuchungen nach Artikel
11 Absatz 3 Buchstabe b und vor der Einstellung der
Maßnahmen der Richtlinie 2001/89/EG in der Überwa-
chungszone — gemäß Kapitel IV Abschnitt F des An-
hangs der Entscheidung 2002/106/EG klinisch und labor-
analytisch untersucht worden sind; diese Untersuchungen
dürfen erst 30 Tage nach Abschluss der ersten Reini-
gungs- und Desinfektionsmaßnahmen in den infizierten
Betriebe durchgeführt werden.“

6. Artikel 6 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:
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„Artikel 6

Die Mitgliedstaaten mit Ausnahme Deutschlands stellen si-
cher, dass

a) keine Schweine in Haltungsbetriebe und Schlachthöfe in
den in Anhang I A aufgeführten Gebieten verbracht wer-
den;

b) die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a genannten Perso-
nen und Transportmittel auf ihrem Hoheitsgebiet die dort
erläuterten Beschränkungen befolgen und nur Dienstleis-
tungen gemäß Buchstabe c dieses Artikels erbringen bzw.
dazu benutzt werden.“

7. Anhang II der Entscheidung 2006/346/EG wird durch den
Wortlaut im Anhang I dieser Entscheidung ersetzt.

8. Der Wortlaut in Anhang II dieser Entscheidung wird als
Anhang III angefügt.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um sie mit
dieser Entscheidung in Einklang zu bringen, und geben die
erlassenen Maßnahmen unverzüglich auf angemessene Weise
öffentlich bekannt. Sie setzen die Kommission unverzüglich da-
von in Kenntnis.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 30. Mai 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission

ANHANG I

„ANHANG II

Gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e stellt Deutschland sicher, dass in den in Anhang I aufgeführten Gebieten folgende
Überwachungsmaßnahmen durchgeführt werden:

a) jeder Fall einer Infektionskrankheit in Schweinehaltungsbetrieben, der eine Behandlung mit Antibiotika oder antibak-
teriellen Arzneimitteln erforderlich macht, wird unverzüglich und vor Behandlungsbeginn der zuständigen Veterinär-
behörde gemeldet,

b) in den vorstehend genannten Schweinehaltungsbetrieben führt ein Tierarzt unverzüglich die in Kapitel IV Abschnitt A
des Anhangs der Entscheidung 2002/106/EG der Kommission vorgesehenen klinischen Untersuchungen und Stich-
probenuntersuchungen durch.“
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ANHANG

„ANHANG III
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 14. Juni 2006

zur Änderung der Entscheidung 2006/346/EG über bestimmte Maßnahmen zum Schutz gegen die
klassische Schweinepest in Deutschland

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 2323)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2006/411/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri-
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit le-
benden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach den Ausbrüchen der klassischen Schweinepest in
Deutschland wurden gemäß Artikel 9 Absatz 1 der
Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Oktober
2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämp-
fung der klassischen Schweinepest (2) umgehend Schutz-
und Überwachungszonen um die Ausbruchsherde festge-
legt.

(2) Zudem wurde die Entscheidung 2006/346/EG der Kom-
mission vom 15. Mai 2006 mit vorübergehenden Maß-
nahmen zum Schutz gegen die klassische Schweinepest
in Deutschland und zur Aufhebung der Entscheidung
2006/274/EG (3) erlassen, um die von Deutschland ge-
mäß der Richtlinie 2001/89/EG getroffenen Maßnahmen
aufrechtzuerhalten und zu erweitern.

(3) Aufgrund der neuesten Angaben Deutschlands ist es an-
gezeigt, die in der genannten Entscheidung vorgesehenen
Maßnahmen zum Schutz gegen die klassische Schweine-
pest in diesem Mitgliedstaat zu ändern, insbesondere in
den Gebieten in Nordrhein-Westfalen, für die diese Maß-
nahmen gelten.

(4) Es ist zudem angezeigt, Ausnahmen für die Verbringung
von Schweinen aus bestimmten von der klassischen
Schweinepest in Nordrhein-Westfalen betroffenen Betrie-
ben vorzusehen, die lebende Schweine aufgenommen ha-
ben.

(5) Es ist notwendig, die Anwendung der Entscheidung
2006/346/EG zu verlängern und gleichzeitig unbeschadet
der Beschränkungen gemäß der Richtlinie 2001/89/EG

die Seuchensperrgebiete an die aktuelle Seuchenlage an-
zupassen.

(6) Die Entscheidung 2006/346/EG sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2006/346/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 1

Deutschland stellt sicher, dass keine Schweine in andere Mit-
gliedstaaten oder in Drittländer versendet werden, die aus

a) den in Anhang I aufgeführten Gebieten,

b) Betrieben auf seinem Hoheitsgebiet stammen, die außer-
halb der in Anhang I genannten Gebiete liegen und in
denen seit dem 15. März 2006 Schweine aus einem in
den in Anhang I genannten Gebieten liegenden Haltungs-
betrieb eingestellt worden sind.“

2. Artikel 2 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 2

1. Deutschland stellt sicher, dass:

a) unbeschadet der Maßnahmen der Richtlinie 2001/89/EG
und insbesondere der Artikel 9, 10 und 11

i) keine Schweine von Schweinehaltungsbetrieben inner-
halb der in Anhang I A aufgeführten Gebiete transpor-
tiert werden;

ii) der Transport von Schlachtschweinen aus Haltungsbe-
trieben außerhalb der in Anhang I A aufgeführten Ge-
bieten zu in diesen Gebieten gelegenen Schlachthöfen
und die Durchfuhr von Schweinen durch diese Gebiete
nur
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— über Hauptverkehrsstraßen oder auf dem Schienen-
weg erfolgt, und

— unter Befolgung der ausführlichen Anweisungen
der zuständigen Behörde vorgenommen wird, da-
mit die betreffenden Schweine während des Trans-
ports nicht direkt oder indirekt mit anderen
Schweinen in Kontakt geraten;

b) keine Schweine aus den in Anhang I B aufgeführten Ge-
bieten in andere Gebiete innerhalb Deutschlands versen-
det werden, mit Ausnahme von:

i) Schlachtschweinen, die auf direktem Wege zur unmit-
telbaren Schlachtung zu einem Schlachthof befördert
werden, wobei die Schweine aus einem einzigen Hal-
tungsbetrieb stammen müssen;

ii) Zucht- und Nutzschweinen, die auf direktem Wege zu
einem Haltungsbetrieb befördert werden, sofern die
Schweine mindestens 30 Tage lang bzw. — falls die
Tiere weniger als 30 Tage alt sind — von Geburt an in
einem einzigen Betrieb gehalten wurden:

— in den in den 30 Tagen unmittelbar vor dem Tag
des Versands der Schweine keine lebenden
Schweine eingestellt wurden und

— in dem die klinischen Untersuchungen gemäß Ka-
pitel IV Abschnitt D Nummer 2 des Anhangs der
Entscheidung 2002/106/EG mit negativem Befund
durchgeführt wurden.

2. Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a kann die zu-
ständige Behörde die Beförderung von Schweinen von einem
Haltungsbetrieb, der sich innerhalb der in Anhang I A auf-
geführten Gebiete, aber außerhalb einer Schutz- oder Über-
wachungszone befindet, genehmigen:

a) direkt zu einem Schlachthof innerhalb dieser Gebiete oder
in Ausnahmefällen zur sofortigen Schlachtung in be-
nannte Schlachthöfe außerhalb dieser Gebiete in Deutsch-
land, sofern die Schweine aus einem Haltungsbetrieb ver-
sendet werden, in dem die klinischen Untersuchungen
gemäß Kapitel IV Abschnitt D Nummer 3 des Anhangs
zu der Entscheidung 2002/106/EG mit negativem Befund
durchgeführt wurden;

b) zu einem Haltungsbetrieb, der sich innerhalb dieser Ge-
biete befindet, sofern die Schweine mindestens 45 Tage
lang bzw. – falls die Tiere weniger als 45 Tage alt sind –

von Geburt an in einem einzigen Betrieb gehalten wur-
den,

i) in den in den 45 Tagen unmittelbar vor dem Tag des
Versands der Schweine keine lebenden Schweine ein-
gestellt wurden und

ii) in dem die klinischen Untersuchungen gemäß Kapitel
IV Abschnitt D Nummer 2 und Kapitel IV Abschnitt D
Nummer 4 Absätze 2 bis 4 des Anhangs der Entschei-
dung 2002/106/EG mit negativem Befund durchge-
führt wurden.

c) Abweichend von Buchstabe b Ziffer i kann Deutschland:

i) den Zeitraum von 45 Tagen auf 20 Tage verkürzen,
wenn in den Ursprungsbetrieb gemäß Buchstabe b in
den sechs Monaten unmittelbar vor dem Datum des
Versands der Schweine sonst keine Schweine außer
Jungsauen aus demselben Betrieb eingestellt wurden;
oder

ii) die Anwendung der Bedingung nach Absatz 2 Buch-
stabe b Ziffer i aussetzen, wenn in den Ursprungsbe-
trieb gemäß diesem Absatz sonst keine Schweine au-
ßer Jungsauen eingestellt wurden, von denen höchs-
tens 10 Tage vor Versand Proben den folgenden Ver-
fahren mit negativem Befund unterzogen wurden:

— einem Nachweis auf Antikörper und

— zwei aufeinander folgenden Tests im Abstand von
sieben Tagen im nationalen Referenzlabor zum
Nachweis des KSP-Virus-Genoms (RT-PCR).

3. Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a kann die zu-
ständige Behörde die direkte Beförderung von Schweinen
von einem Haltungsbetrieb, der sich innerhalb einer Über-
wachungszone befindet, zu einem benannten Haltungsbe-
trieb genehmigen, in dem sich keine Schweine aufhalten
und der sich innerhalb derselben Überwachungszone befin-
det, sofern:

a) diese Beförderung gemäß den Bedingungen von Arti-
kel 11 Absatz 1 Buchstabe f und Absatz 2 der Richtlinie
2001/89/EG stattfindet und

b) die Untersuchungen gemäß Kapitel IV Abschnitt D Num-
mer 2 des Anhangs der Entscheidung 2002/106/EG in
dem Haltungsbetrieb, aus dem die Schweine versendet
werden, mit negativem Befund durchgeführt wurden.

4. Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a kann die zu-
ständige Behörde die direkte Beförderung von Schweinen
von einem Haltungsbetrieb, der sich innerhalb einer Über-
wachungszone befindet, zu einem benannten Haltungsbe-
trieb in der Schutzzone genehmigen, sofern:
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a) der benannte Bestimmungsbetrieb mindestens 10 km von
der Landesgrenze mit einem anderen Mitgliedstaat ent-
fernt liegt und mindestens 21 Tage nach Abschluss der
Reinigung und Desinfektion gemäß Artikel 12 der Richt-
linie 2001/89/EG keine Schweine in diesem Betrieb ge-
halten wurden;

b) der benannte Bestimmungsbetrieb vor Einstellung der
Schweine unter tierärztlicher Aufsicht ein drittes Mal ge-
reinigt und desinfiziert wurde;

c) sämtliche Schweine innerhalb von 20 Tagen in dem Be-
stimmungsbetrieb eintreffen;

d) die Schweine in dem benannten Bestimmungsbetrieb ge-
mäß Kapitel IV Abschnitt E des Anhangs der Entschei-
dung 2002/106/EG serologisch untersucht werden, wobei
die Proben frühestens 40 Tage nach dem Zeitpunkt der
Einstellung der zuletzt eingetroffenen Schweine gemäß
Buchstabe c gezogen werden dürfen;

e) keine Schweine den Bestimmungsbetrieb verlassen, außer
nach der Untersuchung gemäß Buchstabe d zur direkten
Schlachtung in einem Schlachthof in den in Anhang I A
genannten Gebieten.

Alle Beförderungen, die unter diesen Bedingungen erfolgen,
werden von der zuständigen deutschen Behörde aufgezeich-
net und der Kommission im Rahmen des Ständigen Aus-
schusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit umge-
hend mitgeteilt.“

3. Artikel 8 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 8

1. Die Richtlinie 2006/346/EG wird wie folgt geändert:

a) Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b wird gestrichen.

b) in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b werden die Worte
„innerhalb dieser Gebiete“ durch „in Deutschland“ ersetzt.

c) in Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe e werden die Worte
„einem Schlachthof in den in Anhang IA genannten Ge-
bieten“ ersetzt durch „benannten Schlachthöfen im Regie-
rungsbezirk Münster“.

d) Anhang I Teil A wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

‚A. In Nordrhein-Westfalen: Das Gebiet der gemäß der
Richtlinie 2001/89/EG eingerichteten Überwachungs-

zone um die Ausbruchsherde Borken-01, Borken-02
und Borken-03.‘

e) Anhang I Teil B wird gestrichen.

Dieser Absatz gilt mit Wirkung vom 1. Juli 2006.

2. Diese Entscheidung gilt bis 31. Juli 2006.

Von der Anwendung der Maßnahmen der Entscheidung
kann jedoch schon ab dem Zeitpunkt abgesehen werden,
zu dem:

a) in allen in Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a genannten
Betrieben die serologischen Untersuchungen gemäß Arti-
kel 2 Absatz 4 Buchstabe d mit negativem Ergebnis
durchgeführt wurden; und

b) Deutschland der Kommission und den übrigen Mitglied-
staaten Mitteilung von diesen negativen Ergebnissen ge-
macht hat.

3. Im Hinblick auf Absatz 1 bestätigt Deutschland der
Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten bis zum 30.
Juni 2006, dass:

a) die Bedingungen dieser Entscheidung erfüllt sind und

b) seit dem Erlass dieser Entscheidung in den in Anhang I
genannten Gebieten weder ein Verdacht noch ein kon-
kreter Fall von klassischer Schweinepest aufgetreten ist.

4. Nach Erhalt der Bestätigung, dass die Bedingungen die-
ser Entscheidung erfüllt sind, ändern die Mitgliedstaaten ihre
Handelsbestimmungen, um sie mit den Bedingungen dieser
Entscheidung in Einklang zu bringen.“

4. Anhang I der Entscheidung 2006/346/EG erhält die Fassung
des Anhangs der vorliegenden Entscheidung.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 14. Juni 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG I

Die Gebiete in Deutschland, auf die in den Artikeln 1, 2, 3, 5 und 6 Bezug genommen wird:

A. In Nordrhein-Westfalen: Das gesamte Gebiet des Regierungsbezirks Münster sowie das Gebiet des Regierungsbezirks
Düsseldorf, das nördlich des Rheins und der BAB 2 liegt.

B. In Nordrhein-Westfalen: Das gesamte Gebiet des Regierungsbezirks Arnsberg sowie das Gebiet des Regierungsbezirks
Düsseldorf, das südlich des Rheins und der BAB 2 liegt.“
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